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Vorwort 

Dieses Buch ist ein Experiment! Soweit ersichtlich, gibt es kein strafrechtlich ausgerichtetes 
Werk, welches neben der Darstellung des Insolvenzstrafrechts im engeren und weiteren 
Sinne auch noch das prozessuale Geschehen in theoretischer wie praktischer Weise sowie 
die Grundlagen des Insolvenz- und des Gesellschaftsrechts erläutert. In dem hier vorliegen-
den Erstling werden zudem auch noch bestimmte insolvenz(straf)rechtliche Konstellatio-
nen aufgegriffen und in tatsächlicher wie rechtlicher Hinsicht umfassend untersucht. Als 
Herausgeber danke ich allen Mitautor(inn)en (Professoren dreier verschiedener Rechts-
gebiete, Insolvenzverwalter, Rechts- und Staatsanwälte) und vor allem dem Verlag für den 
aufgebrachten Wagemut. 

Das Werk ist für die Praxis geschrieben. Es will dem Leserkreis sowohl Zugang zu der häufig 
sehr komplexen und rechtsgebietsübergreifenden Materie, ihm also einen Überblick ver-
schaffen, als auch ihm mit vertiefenden Darstellungen sowie weiterführenden Hinweisen 
bei der Lösung von Fällen jenseits der täglichen Routine dienlich sein. Die Berücksichti-
gung außerstrafrechtlicher Rechtsprechung und Literatur in strafrechtlichen Beiträgen soll 
einen Beitrag zur Einheit der Rechtsordnung leisten. Überdies soll es - wie das gesamte 
Buch überhaupt - den in verschiedenen Rollen am Insolvenz- und Insolvenzstrafverfahren 
Beteiligten Anregungen bieten nicht nur für eine sachgerechte Bewältigung ihrer Auf-
gaben, sondern vor allem für die Zusammenarbeit mit den anderen in derselben Angelegen-
heit Befaßten. Es soll ferner den Dialog all derjenigen befruchten, die mit Insolvenz(straf)-
verfahren in irgendeiner Hinsicht befaßt sind. 

Das Buch hat demgemäß sowohl einen wissenschaftlichen Anspruch als auch Service-
charakter - beides ist aus Sachgründen in den jeweiligen Paragraphen unterschiedlich aus-
geprägt. Es wendet sich nicht nur an die in der Strafjustiz mit insolvenz(straf)rechtlichen 
Themen befaßten Juristen, sondern auch an Verteidiger und darüberhinaus an Insolvenz-
verwalter. Letztere verpassen nämlich nur allzu häufig Chancen zur Massemehrung, weil 
sie die Synergieeffekte einer intensiven Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft unter-
schätzen. 

Ein neues Buch kann weder alle (Druck- wie inhaltlichen) Fehler vermeiden - dafür bitte ich 
schon im vorhinein um Nachsicht - noch jemals alle Wünsche der Leser erfüllen. Das ist zu-
mal dann nicht möglich, wenn es auf einer neuen Konzeption beruht. Es wäre deshalb nicht 
nur nicht störend, sondern nachgerade erwünscht, wenn aus dem Kreis der Nutzer An-
regungen, Kritik und Ergänzungswünsche an die Autor(inn)en herangetragen werden wür-
den. Gerade ein Werk für die Praxis kann im Dialog mit seinem Adressatenkreis nur ge-
winnen. Allein auf diese Weise ist ein spezifizierteres Eingehen auf die Bedürfnisse der Leser 
in späteren Auflagen möglich. Es scheue sich deshalb niemand, ihre/seine Gedanken dem 
Autorenkreis zugänglich zu machen (über Zuschriften an den Verlag, den Herausgeber 
<F. B., Staatsanwaltschaft Halle, Merseburger Straße 63,06112 Halle/Saale> oder per eMail 
<Folker. Bittmann@web.de>. 

Die einzelnen Teile berücksichtigen durchweg die Gesetzeslage, Rechtsprechung und das 
Schrifttum bis zum 1.1.2004. Im Bemühen, den Leserkreis so aktuell wie möglich zu infor-
mieren, war es im Zuge der Drucklegung in manchen Paragraphen sogar möglich, Ver-
öffentlichungen bis Anfang Juni 2004 zu berücksichtigen. Auf diese Weise vermochte ζ. B. 
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Vorwort 

in $21 bereits auf das unmittelbar vor der Verabschiedung stehende Gesetz zur Inten-
sivierung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und damit zusammenhängender Steuer-
hinterziehungen mit den vorgesehenen Änderungen des S 266a StGB und somit auf den 
alsbaldigen Rechtszustand eingegangen zu werden. Das zum 1.7.2004 in Kraft getretene 
Justizvergiitungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG) konnte bereits berücksichtigt werden. 

Wenn das vorliegende Buch, sei es kritisch, sei es zustimmend, angenommen werden würde 
und vor allem dem Leserkreis die Arbeit wenigstens etwas erleichterte, dann hätte es seinen 
Zweck erfüllt. 

Halle/Saale, im Juni 2004 Folker Bittmann 
Herausgeber 
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S 21 Rn 117 Muster Arbeitnehmeranfragen 

S 21 Rn 119 Muster Strafbefehl wegen § 266 a Abs 1 StGB 

S 21 Rn 125 Tabelle Strafvorschläge § 266 a Abs 1 StGB 

S 33 Rn 5 Übersicht Verfall 
Übersicht Wertersatzverfall 

S 33 Rn 42 Übersicht Sicherstellung durch Beschlagnahme und dinglichen Arrest 
Zuständigkeiten und Durchführung der Beschlagnahme von Verfalls-
objekten 
Zuständigkeiten und Vollziehung des dinglichen Arrests bei Wertersatz-
verfallobjekten 

S 33 Rn 75 und 77 Rangbeispiele 

S 33 Rn 81 Übersicht Ermessensausübung vermögensabschöpfender Maßnahmen 

S 37 Rn 66 Übersicht protokollpflichtiger wesentlicher Förmlichkeiten 





Abkürzungsverzeichnis 

aA 
aaO 
abgedr 
AbgG 

Abi 
abl 
AblKR 
Abs 
Abschn 
abw 
AcP 
AdoptionsG 

ADS 
aE 
aF 
AFB 
AFG 

AG 

AGB 
AGB-Banken 
AGBG 

AGB-Komm 

AGO (Preußen) 

AHB 
AiB 
AKB 
AktG 
ALB 
allg 
AllgKriegsfolgenG 

allgM 

anderer Ansicht 
am angegebenen Ort 
abgedruckt 
Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen 
Bundestages (Abgeordnetengesetz) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21.2.1996 (BGBl IS 326; BGBl IH/FNA1101-8) 
Amtsblatt 
ablehnend(e/er) 
Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland 
Absatz, bei Gesetzesangabe als römische Ziffer verwendet 
Abschnitt 
abweichend 
Archiv für die civilistische Praxis [Band (Jahr) Seite] 
Gesetz über die Annahme als Kind und zur Änderung anderer Vorschrif-
ten (Adoptiongsgesetz) vom 2.7.1976, (BGBl IS 1749) 
Allgemeine Deutsche Seeversicherungsbedingungen 
am Ende 
alter Fassung 
Allgemeine Feuerversicherungsbedingungen 
Arbeitsförderungsgesetz vom 25.6.1969 (BGBl IS 582; BGBl ΠΙ/ 
FNA 810-1) 
Aktiengesellschaft, Amtsgericht, Ausführungsgesetz, auch Die Aktien-
gesellschaft. Zeitschrift für das gesamte Aktienwesen (Jahr, Seite) 
Allgemeine Geschäftsbedingungen 
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Banken, Fassung Januar 1998 
Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen (AGB-Gesetz) vom 9.12.1976 
(BGBl IS 3317) idF der Bekanntmachung vom 29.6.2000 (BGBl IS 946; 
BGBl III/FNA 402-28) 
Kommentar zum Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen (AGBG) 
Allgemeine Gerichtsordnung für die Preußischen Staaten vom 6.7.1793, 
Berlin, 1815 
Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 
Arbeitsrecht im Betrieb (Jahr, Seite) 
Allgemeine Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung 
Aktiengesetz vom 6.9.1965 (BGBl IS 1089; BGBl m/FNA 4121-1) 
Allgemeine Lebensversicherungsbedingungen 
allgemein (e/er/es) 
Gesetz zur allgemeinen Regelung durch den Krieg und den Zusammen-
bruch des Deutschen Reiches entstandener Schäden (Allgemeines 
Kriegsfolgengesetz) vom 5.11.1957 (BGBl IS 1747; BGBl III/FNA 653-1) 
allgemeine Meinung 
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AllgT 
Alt 
aM 
ÄndVO 
AnfG 

Anh 
Ani 
Anm 
AnVNG 

AnwBl 

AO 

AOÄG 

AOK 
AP 

ApothG 

ArbG 
ArbGG 

ArbR 
ArbRHb 
ArchBürgR 
arg 
ARS 

ARST 

Art 
AT 
AtomG 

AÜG 

Aufl 
AufsVO 

AuR 
ausf 
Ausg 

Abkürzungsverzeichnis 

Allgemeiner Teil 
Alternative 
anderer Meinung 
Änderungsverordnung 
Gesetz über die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners 
außerhalb des Insolvenzverfahrens (Anfechtungsgesetz) vom 5.10.1994 
(BGBl S 2911; BGBl III/FNA 311-14-2) 
Anhang 
Anlage 
Anmerkung 
Gesetz zur Neuregelung des Rechts der Rentenversicherung der 
Angestellten vom 23.2.1957 
Anwaltsblatt (Jahr, Seite) 
(BGBl IS 88; BGBl III/FNA 821-2) 
Abgabenordnung vom 16.3.1976 
(BGBl IS 613; BGBl III/FNA 610-1-3) 
Gesetz zur Änderung der Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze 
vom 15.9.1965 (BGBl IS 1356, S 1817; BGBl ΙΠ/FNA 610-1) 
Allgemeine Ortskrankenkasse 
Arbeitsrechtliche Praxis, Nachschlagewerk des Bundesarbeitsgerichts 
[bis 1954 Zeitschrift: Arbeitsrechtliche Praxis (Jahr, Seite) seit 1954 
Gesetzesstelle und Entscheidungsnummer] 
Gesetz über das Apothekenwesen in der Bekanntmachung vom 
15.10.1980 (BGBl IS 1993) 
Arbeitsgericht 
Arbeitsgerichtsgesetz vom 3.9.1953 (BGBl IS 1267) idF der Bekannt-
machung vom 2.7.1979 (BGBl IS 853, ber S 1036; BGBl III/FNA 320-1) 
Arbeitsrecht 
Arbeitsrechtshandbuch 
Archiv für bürgerliches Recht (1.1888-43.1919; Band, Seite) 
argumentum 
Arbeitsrechtssammlung, Entscheidungen des Reichsarbeitsgerichts 
und der Landesarbeitsgerichte (Band, Seite), früher Bensheimer Samm-
lung 
Arbeitsrecht in Stichworten (zitiert bis 1964: Band, Seite, Nr, ab 1964: 
Jahr, Seite, Nr) 
Artikel 
Allgemeiner Teil 
Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz 
gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) vom 23.12.1959 (BGBl IS 814) 
idF der Bekanntmachung vom 15.7.1985 (BGBl IS 1565, BGBl III/ 
FNA 751-1) 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in der Bekanntmachung vom 
3.2.1995 (BGBlIS 158) 
Auflage 
Verordnung des Bundesrates vom 8.8.1914 betreffend die Anordnung 
einer Geschäftsaufsicht zur Abwendung des Konkursverfahrens (Auf-
sichtsverordnung) (RGBl S 363) 
Arbeit und Recht, Zeitschrift für die Arbeitsrechtspraxis (Jahr, Seite) 
ausführlich 
Ausgabe 
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AV 
AVG 

AVLJM 
AVO 
Az 

Die Angestelltenversicherung (Jahr, Seite) 
Angestelltenversicherungsgesetz vom 28.5.1924 (RGBl IS 563; 
BGBl III/FNA 821-1) 
Ausführungsverordnung des Landesjustizministers 
Ausführungsverordnung 
Aktenzeichen 

BadRpr 

BadWürttNotZ 
BAG 
BAGE 
BankArch 

Bankbetrieb 

BankGesch 
BankR 
BauFordSG 

BauG 

BausparkassenG 

BauR 

BayJMBl 
BayObLG 

bayrPAG 

BayrRPflZ 

BayVBl 
BayZ 
BB 

BBergG 

BB1 BBodSchG 

Bd 

BDSG 

BfA BeamtVG 

Bearb 

Badische Rechtspraxis und Annalen der Großherzogisch Badischen 
Gerichte (Jahr, Seite) 
Zeitschrift für das Notariat in Baden-Württemberg (Jahr, Seite) 
Bundesarbeitsgericht 
Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts (1.1954 ff; Band, Seite) 
Bankarchiv, Zeitschrift für Bank- und Börsenwesen (Jahr, Seite; 
1.1901-43.1943, aufgegangen in Bankwirtschaft) 
Zeitschrift für Bankpolitik und Bankpraxis (Jahr, Seite; früher Bank-
wirtschaft) 
Bankgeschäfte 
Bankrecht 
Gesetz über die Sicherung der Bauforderungen vom 1.6.1909 
(RGBl S 449; BGBl III/FNA 213-2) 
Baugesetzbuch idF der Bekanntmachung vom 27.8.1997 (BGBl IS 2141, 
BGBl III/FNA 213-1) 
Gesetz über Bausparkassen in der Bekanntmachung vom 15.2.1991 
(BGBl IS 454) 
Baurecht, Zeitschrift für das gesamte öffentliche und zivile Baurecht 
(ab 1970, Jahr, Seite) 
Bayerisches Justizministerialblatt (Jahr, Seite) 
Bayerisches Oberstes Landesgericht; auch: Entscheidungssammlung in 
Zivilsachen (Jahr, Seite) 
Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei in Bayern (Polizei-
aufgabengesetz - PAG -) idF der Bekanntmachung vom 24.10.1974 
(GVB1S 739, ber S 814) 
Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern (1.1905-30.1934; vorher: Seufferts 
Blätter für Rechtsanwendung; Jahr, Seite) 
Bayrische Verwaltungsblätter (Jahr, Seite) 
Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern (Jahr, Seite) 
Der Betriebsberater (Jahr, Seite) 
Bundesberggesetz vom 13.8.1980 (BGBl IS1310, BGBl ΠΙ/ 
FNA 750-15) 
Betriebswirtschaftliche Blätter (Jahr, Seite) 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur 
Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17.3.1998 
(BGBl IS 502; BGBl ΠΙ/FNA 2129-32) 
Band 
Bundesdatenschutzgesetz in der Bekanntmachung vom 20.12.1990 
(BGBl IS 2954) 
Bundesanstalt für Arbeit, Bundesagentur für Arbeit 
Gesetz über die Versorgung der Beamten und Richter in Bund und Län-
dern (Beamtenversorgungsgesetz) idF der Bekanntmachung vom 
16.3.1999 (BGBl IS 322, BGBl III/FNA 2030-25) 
Bearbeitung 

XLI 



Abkürzungsverzeichnis 

BEG 

Begr 
Begr EGemeinschuldO 

BegrEGKO 

Begr EKO 

Begr ζ KO Nov 1898 

Beil 
BeitrVO 

Bern 
Ber 
ber 
BerlAnwBl 
BerlinFG 1990 

BerlVerfGH 
bes 
Bespr 
betr 
BetrAV 
BetrVG 

BeurkG 
BFH 
BFHE 

BFH/NV 

BFuP 
BG 
BGB 

BGBl 
BGH 
BGHR 
BGHSt 

BGHZ 

Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung (Bundesentschädigungsgesetz) idF der Bekanntmachung 
vom 29.6.1956 (BGBl IS 559; BGBl III 251-1) 
Begründung 
Motive zum Entwurf einer Deutschen Gemeinschuldordnung (zitiert 
nach Band- und Seitenzahlen der Ausgabe des Verlages der Königlichen 
Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei (R.v.Decker), Berlin, 1873) 
Motive zu dem Entwurf eines Einführungsgesetzes einer Konkursord-
nung, zitiert nach Seitenzahlen der RT-Drucks 
Motive zu dem Entwurf einer Konkursordnung, zitiert nach Seiten-
zahlen der RT-Drucks 
Begründung zu den Entwürfen eines Gesetzes betr die Änderungen der 
Konkursordnung und eines zugehörigen Einführungsgesetzes; zitiert 
nach der Seitenzahl der Drucksachen, 9. Legislaturperiode, V. Session, 
1897/98 Nr 100 
Beilage 
Verordnung über die Zahlung, Weiterleitung, Abrechnung und Abstim-
mung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags (Beitragszahlungsverord-
nung) vom 22.5.1989 in der Fassung vom 28.7.1997 (BGBl IS 1927) 
Bemerkung (en) 
Bericht 
berichtigt 
Berliner Anwaltsblatt (Jahr, Seite) 
Gesetz zur Förderung der Wirtschaft von Berlin (West) idF der Bekannt-
machung vom 2.2.1990 (BGBl IS 173; BGBl III/FNA 610-6-5) 
Berliner Verfassungsgerichtshof 
besonders 
Besprechung 
betreffend 
betriebliche Altersversorgung (Jahr, Seite) 
Betriebsverfassungsgesetz vom 15.1.1972 (BGBl IS 13; BGBl III/ 
FNA 801-7) 
Beurkundungsgesetz vom 28.8.1969 (BGBl IS 1513) 
Bundesfinanzhof 
Sammlung der Entscheidungen und Gutachten des Bundesfinanzhofs 
(Band, Seite) 
Sammlung der (bis 1997: amtlich nicht veröffentlichten) Entscheidun-
gen des Bundesfinanzhofs (1.1985 ff; Jahr, Seite) 
Betriebswirtschaftliche Forschung und Praxis (Jahr, Seite) 
Die Berufsgenossenschaft (Jahr, Seite) 
Bürgerliches Gesetzbuch vom 18.8.1896 (RGBl S 195) idF der Bekannt-
machung vom 2.1.2002 (BGBl IS 42; ber S 2909 und BGBl 12003 S 738; 
BGBl III/FNA 400-2) 
Bundesgesetzblatt (Jahr IS; III/FNA S) 
Bundesgerichtshof 
BGH-Rechtsprechung, hrsg von den Richtern des Bundesgerichtshofes 
Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in Strafsachen 
(1.1951 ff; Band, Seite) 
Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in Zivilsachen; amtliche 
Sammlung der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
(Band, Seite) 
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Abkürzungsverzeichnis 

BGSG Gesetz über den Bundesgrenzschutz (Bundesgrenzschutzgesetz) vom 
19.10.1994 (BGBl IS 2978, BGBl III/FNA13-7-2) 

BImSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luft-
verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz) idF der Bekanntmachung vom 
14.5.1990 (BGBl IS 880; BGBl III/FNA 2119-8) 

BImSchG 1974 Bundesimmissionsschutzgesetz vom 15.3.1974 (BGBl IS 721,1193; 
BGBl III/FNA 2129-8) 

BinSchG Gesetz, betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse der Binnenschiff-
fahrt (Binnenschiffahrtsgesetz) vom 15.6.1895 (RGBl S 301) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20.5.1898 (RGBl S 369,868; 
BGBl III/FNA 4103-1) 

BJagdG Bundesjagdgesetz idF der Bekanntmachung vom 29.9.1976 (BGBl I 
S 2849, BGBl ΙΠ/FNA 792-1) 

BKA Bundeskriminalamt 
B1 Blatt 
BlfGenW Blätter für Genossenschaftswesen (13.1866 ff; vorher: Die Innung der 

Zukunft) 
B1GBW Blätter für Grundstücks-, Bau- und Wohnungsrecht (Jahr, Seite) 
B1PMZ Blatt für Patent-, Muster- und Zeichenwesen (Jahr, Seite) 
BIStSozArbR Blätter für Steuerrecht, Sozialversicherung und Arbeitsrecht 

(Jahr, Seite) 
BMF Bundesminister der Finanzen 
BNotO Bundesnotarordnung vom 24.2.1961 (BGBl I S 98, BGBl III/FNA 303-1) 
BörsG Börsengesetz vom 22.6.1896 (RGBl S 157) idF der Bekanntmachung 

vom 9.9.1998 (BGBl IS 2682, BGBl III/FNA 4110-1) 
Bolze RG Die Praxis des Reichsgerichts in Zivilsachen, bearb von A. Bolze 
BPatG Bundespatentgericht 
BR Bundesrat 
BRAGO Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte vom 26.7.1957 (BGBl I 

S 907; BGBl III/FNA 368-1) 
BRAO Bundesrechtsanwaltsordnung vom 1.8.1959 (BGBl IS 565; BGBl m / 

FNA 303-8) 
BrbgVerfG Brandenburgisches Verfassungsgericht 
BR-Drucks Drucksachen des deutschen Bundesrates (Band, Jahr, Seite) 
Brem Bremen, bremisch 
bremPG Bremisches Polizeigesetz vom 5.7.1960 (Brem GBl S 731) 
BrZ Britische Zone 
BSG Bundessozialgericht 
BSGE Entscheidungen des Bundessozialgerichts (1.1955 ff; Band, Seite) 
BSHG Bundessozialhilfegesetz idF der Bekanntmachung vom 23.3.1994 

(BGBl IS 646, BGBl III/FNA 2170-1) 
BSpkG Gesetz über Bausparkassen (Bausparkassengesetz) vom 16.11.1972 

(BGBl IS 2097) idF der Bekanntmachung vom 15.2.1991 (BGBl IS 454, 
BGBl III/FNA 7691-2) 

BStBl Bundessteuerblatt (Teile I, II und III; Jahr, Seite) 
BT-Drs Drucksachen des Deutschen Bundestages (ab 1949); zitiert: Legislatur-

periode/Nr/S 
BT-RA Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages 
BürgerlR, BürgR Bürgerliches Recht 
BUrlG Bundesurlaubsgesetz vom 8.1.1963 (BGBl IS 2) 
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BuW Betrieb und Wirtschaft. Zeitschrift für Rechnungswesen, Steuern, 
Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialrecht im Betrieb (Jahr, Seite) 

BVerfG Bundesverfassungsgericht 
BVerfGE Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (Band, Seite; 

1.1952 ff) 
BVerwG Bundesverwaltungsgericht 
BVerwGE Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts (Band, Seite; 1.1954 ff) 
BWNotZ Mitteilungen aus der Praxis, Zeitschrift für das Notariat in 

Baden-Württemberg (Jahr, Seite) 
bzgl bezüglich 
BZRG Gesetz über das Zentralregister und das Erziehungsregister (Bundes-

zentralregistergesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.9.1984 (BGBIIS 1229,ber 1985IS 195; BGBl III/FNA312-7),zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 22.12.2003 (BGBl IS 2834) 

bzw beziehungsweise 

ca circa 
CIM Convention internationale concernant le transport des marchandises par 

chemins des fer; Internationales Übereinkommen über den Eisenbahn-
frachtverkehr vom 25.2.1961 (BGBl Π S 1520) 

CR Computer und Recht (Jahr, Seite) 

das daselbst 
DB Der Betrieb (Jahr, Seite) 
DepotG Gesetz über die Verwahrung und Anschaffung von Wertpapieren 

(Depotgesetz) idF der Bekanntmachung vom 11.1.1995 (BGBl IS 34, 
BGBl III/FNA 4130-1) 

ders derselbe 
DGVZ Deutsche Gerichtsvollzieherzeitung (Jahr, Seite) 
dh das heißt 
dies dieselbe 
DiskE Diskussionsentwurf 
Diss Dissertation 
DJ Deutsche Justiz, Zeitschrift für Rechtspflege und Rechtspolitik 

(Jahr, Seite) 
DJT Deutscher Juristentag 
DJZ Deutsche Juristenzeitung (Jahr, Spalte bzw Seite) 
DNA-IFG DNA-Identitätsfeststellungsgesetz vom 7.9.1998 (BGBl IS 2646) 
DNotV Zeitschrift des Deutschen Notarvereins 
DNotZ Deutsche Notarzeitschrift (früher: Zeitschrift des Deutschen Notar-

vereins, DNotV; Jahr, Seite) 
DR Deutsches Recht (1.1931-15.1945; Jahr, Seite) 
DRiZ Deutsche Richterzeitung (Jahr, Seite) 
DRpfl Der Deutsche Rechtspfleger (Jahr, Seite) 
DRSP-ROM Deutsche Rechtsprechung auf CD-ROM 
DRZ Deutsche Richterzeitung (Jahr, Seite); (bis 1935, ab 1946 Deutsche 

Rechtszeitschrift, ab 1951 Übergeleitetin die Juristenzeitung) 
DStR Deutsches Steuerrecht (Jahr, Seite) 
DStZ Deutsche Steuerzeitung (1.1912-34.1945,35.1947 ff, ab 1948 geteilt in 

Ausgabe A und B; Jahr, Seite) 
Dt Deutsch (e/er/es) 
DtJurTag Deutscher Juristentag 
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DuR 
DZWIR 

Demokratie und Recht (Jahr, Seite) 
Deutsche Zeitschrift für Wirtschafts- und Insolvenzrecht (Jahr, Seite) 

E 
€ 
ebd 
EDV 
EFG 
EG 

EGAO 1977 

EGBGB 

EGemeinschuldO 
EGGVG 

EGHGB 

EGInsO 

EGMR 
EGOWiG 

EGStGB 

EGV 

Einf 
EinfG 
Einl 
einschl 
einschr 
EJN 
EKO 
EMRK 

EntschKalender 

entspr 
Entw 
ErbbauVO 

ErbR 
Erl 
EStG1997 

etc 
EU 

Entwurf 
Euro 
ebenda 
Elektronische Datenverarbeitung 
Entscheidungen der Finanzgerichte ( 1.1953 ff; Jahr, Seite) 
Europäische Gemeinschaft, Einführungsgesetz 
Einführungsgesetz zur Abgabenordnung vom 14.12.1976 (BGBl I 
S 3341, ber 19771S 667; BGBl ΠΙ/FNA 610-1-4) 
Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 18.8.1896 
(RGBl S 604) idF der Bekannmachung vom 21.9.1994 (BGBl IS 2494, 
ber 19971S 1061; BGBl IH/FNA 400-1) 
Entwurf einer Deutschen Gemeinschuldordnung 1873 
Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz vom 27.1.1877 
(RGBl S 77, BGBl ΠΙ/FNA 300-1), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
22.8.2002 (BGBl 13390) 
Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuche vom 10.5.1897 (RGBl 
S 437; BGBl III/FNA 4101-1), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
1.12.2003 (BGBl IS 2446) 
Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung vom 5.10.1994 (BGBl I 
S 2911, BGBl ΠΙ/FNA 311-14-1) 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 
Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 
24.5.1968 (BGBl IS 503, BGBl ΙΠ/FNA 454-2) 
Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2.3.1974 (BGBl IS 469; 
BGBl III/FNA 450-16) 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft vom 25.3.1957 
(BGBl II S 766) 
Einführung 
Einführungsgesetz 
Einleitung 
einschließlich 
einschränkend 
Europäisches Justizielles Netz 
Entwurf einer Konkursordnung 1875 
Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten vom 4.11.1950 (BGBl 1952 Π S 685) 
Übersicht über die Entscheidungen der Sozial- und Arbeitsgerichte in 
Berlin 
entsprechend 
Entwurf 
Verordnung über das Erbbaurecht vom 15.1.1919 (RGBl S 72, ber S 122; 
BGBl III/FNA 403-6) 
Erbrecht 
Erläuterungen 
Einkommensteuergesetz idF der Bekanntmachung vom 16.4.1997 
(BGBl IS 821, BGBl ΠΙ/FNA 611-1) 
et cetera 
Europäische Union 
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EuGH Europäischer Gerichtshof 
EuGVÜ Brüsseler EWG-Übereinkommen vom 27.9.1968 über die gerichtliche 

Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (BGBl 1972 II, S 774) idF des 4. Beitritts-
übereinkommens vom 29.11.1996 (BGBl 1998 II S 1411) 

EuZW Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (1.1990 ff; Jahr, Seite) 
EV Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 

Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit Deutsch-
lands - Einigungsvertrag - vom 31.8.1990 (BGBl II S 889) 

evtl eventuell 
EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
EWiR Entscheidungen zum Wirtschaftsrecht, Kurzkommentare, hrsg von 

Bruno M. Kübler (Jahr, Seite) 
EWIV Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigung 
EzA Entscheidungssammlung zum Arbeitsrecht 

f folgend(e) 
FamR Familienrecht 
FamRZ Ehe und Familie im privaten und öffentlichen Recht 

(ab 9.1962,4 ff: Zeitschrift für das gesamte Familienrecht, 1.1954 ff) 
FAZ Frankfurter Allgemeine Zeitung 
ff folgende 
FG Finanzgericht 
FGG Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit idF 

der Bekanntmachung vom 20.5.1898 (RGBl S 771; BGBl III/FNA 315-1) 
FGO Finanzgerichtsordnung vom 6.10.1965 (BGBl IS 1477; BGBl III/ 

FNA 350-1) 
FGPrax Praxis der Freiwilligen Gerichtsbarkeit (Jahr, Seite) 
FilmR Filmrecht 
FLF F inanzierung, Leasing, Factoring (Jahr, Seite) 
Fn Fußnote 
FS Festschrift 
Fundst Fundstelle(n) 

G Gesetz 
GA Goltdammer's Archiv für Strafrecht (1953 ff; Jahr, Seite) 
GaststG Gaststättengesetz vom 5.5.1970 (BGBl IS 465; BGBl ΠΙ/ 

FNA 7130-1) 
GBl Gesetzblatt 
GBO Grundbuchordnung idF der Bekanntmachung vom 26.5.1994 (BGBl I 

S 1114; BGBl III/FNA 315-11) 
GbR Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
geänd geändert 
GebrMG Gebrauchsmustergesetz idF der Bekanntmachung vom 28.8.1986 

(BGBl IS 1455; BGBl III/FNA 421-1) 
gem gemäß 
GenG Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

vom 1.5.1889 (RGBl S 55) idF der Bekanntmachung vom 19.8.1994 
(BGBl IS 2202; BGBl III/FNA 4125-1) 

Gesamthafen- Gesetz über die Schaffung eines besonderen Arbeitgebers für Hafen-
BetriebsG arbeiter (Gesamthafenbetrieb) vom 3.8.1950 (BGBl IS 352; BGBl III/ 

FNA 800-10) 
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GesBlf.d.KGR Baiern 
GeschmMG 

GesellschaftsR 
GesO 

GewArch 

GewO 

GewStDV 

GewStG 1999 

GG 
ggf 

GK 
GKG 

GleichberG 

GmbH 
GmbHG 

GmbHR 
GoB 
GöttDiss 
GrESBWG SchlHoIst 

GrEStG 

GruchotBeitr 

GrünhutsZ 

Grundz 
GRUR 
GS 
GSB 

GÜKG 

GUG 

GVB1 

Gesetzblatt für das Königreich Baiern 
Gesetz über das Urheberrecht an Mustern und Modellen vom 11.1.1876 
(RGBl S i l ; BGBl III/FNA 442-1) 
Gesellschaftsrecht 
Gesamtvollstreckungsordnung idF der Bekanntmachung vom 
23.5.1991 (BGBl IS 1185; BGBl III/FNA Anhang III-ll) 
Gewerbearchiv (Jahr, Seite), Zeitschrift für Gewerbe- u Wirtschafts-
verwaltungsrecht 
Gewerbeordnung idF der Bekanntmachung vom 22.2.1999 (BGBl S 202; 
BGBl III/FNA 7100-1) 
Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung idF der Bekanntmachung 
vom 21.3.1991 (BGBl IS 831; BGBl III/FNA 611-5-1) 
Gewerbesteuergesetz idF der Bekanntmachung vom 19.5.1999 
(BGBlIS 1491;BGBl III/FNA611-5) 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23.5.1949 
(BGBl IS 1; BGBl ΠΙ/FNA 100-1) 
gegebenenfalls 
Großkommentar 
Gerichtskostengesetz vom 18.6.1878 (RGBl S 141) idF der Bekannt-
machung vom 15.12.1975 (BGBl IS 3047; BGBl III/FNA 360-1) 
Gesetz über die Gleichberechtigung von Mann und Frau auf dem 
Gebiete des bürgerlichen Rechts (Gleichberechtigungsgesetz) vom 
18.6.1957 (BGBl IS 609; BGBl III/FNA 400-3) 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung vom 
20.4.1892 (RGBl S 477) idF der Bekanntmachung vom 20.5.1898 
(RGBl S 846; BGBl III/FNA 4123-1) 
GmbH-Rundschau (Jahr, Seite) 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
Göttinger Dissertation 
Gesetz über die Befreiung von der Grunderwerbsteuer bei Maßnahmen 
des sozialen Wohnungsbaus, bei Maßnahmen aus dem Bereich des 
Bundesbaugesetzes und bei Maßnahmen zur Verbesserung der Wirt-
schaftsstruktur idF vom 16.9.1974 (GVB1S 353; BStBl IS 940) 
Grunderwerbsteuergesetz idF vom 26.2.1997 (BGBl I S 418, ber S 1804, 
BGBl III/FNA 610-6-10) 
Beiträge zur Erläuterung des Deutschen Rechts, begründet von Gruchot 
(Bandjahr, Seite) 
Zeitschrift für das Privat- und Öffentliche Recht der Gegenwart, begrün-
det von Grünhut (Band, Seite; 1.1874-42.1916) 
Grundzüge 
Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht (Jahr, Seite) 
Gedächtnisschrift, Gesetzessammlung, Großer Senat 
Gesetz über die Sicherung der Bauforderungen vom 1.6.1909 
(RGBl S 449; BGBl III/FNA 213-2) 
Güterkraftverkehrsgesetz vom 22.6.1998 (BGBl IS 2132; BGBl ΙΠ/ 
FNA 9241-34) 
Gesetz über die Unterbrechung von Gesamtvollstreckungsverfahren 
(Gesamtvollstreckungs-Unterbrechungsgesetz) in der Fasssung der 
Bekannmtachung vom 23.5.1991 (BGBl IS 1191) 
Gesetz- und Verordnungsblatt 
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GVG Gerichtsverfassungsgesetz idF der Bekanntmachung vom 9.5.1975 
(BGBl IS 1077; BGBl ΠΙ/FNA 300-2) 

GVGA Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher 
GV NW Gesetz- und Verordnungsblatt von Nordrhein-Westfalen 
GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen idF der Bekanntmachung 

vom 26.8.1998 (BGBl IS 2546; BGBl IH/FNA 703-4) 

H Heft 
hA herrschende Ansicht 
HAG Heimarbeitergesetz vom 14.3.1951 (BGBl IS 191; BGBl III/FNA 804/1) 
Halbs Halbsatz 
HambSOG Hamburg: Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

vom 14.3.1966 (GVB1S 77) 
HandwO Gesetz zur Ordnung des Handwerks (Handwerksordnung) idF vom 

24.9.1998 (BGBl IS 3074; BGBl III/FNA 7110-1) 
HansGZ Hanseatische Gerichtszeitung (1.1880-48.1927; danach: Hanseatische 

Rechts- und Gerichtszeitschrift - HansRGZ - ; vorher: Hamburger 
Handelsgerichtszeitung, ab 1868; Jahr, Seite) 

HansOLG Hanseatisches Oberlandesgericht 
Hdb Handbuch 
HessSOG Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung idF vom 

26.1.1972 (GVBl IS 24; zuletzt geändert durch das LandesrechtAnpassG 
vom 4.9.1974, GVBl IS 361) 

HEZ Höchstrichterliche Entscheidungen, Sammlung von Entscheidungen 
der Oberlandesgerichte und der Obersten Gerichte in Zivilsachen 
(1.1948-3.1950,1) 

HFR Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung (Jahr, Seite) 
HGB Handelsgesetzbuch vom 10.5.1897 (RGBl S 219; BGBl ΠΙ/FNA 4100-1) 
HinterlO Hinterlegungsordnung vom 10.3.1937 (RGBl IS 285; BGBl III/ 

FNA 300-15) 
hL herrschende Lehre 
hM herrschende Meinung 
HöfeO Höfeordnung idF der Bekanntmachung vom 26.7.1976 (BGBl IS 1933; 

BGBl III/FNA 7811-6-2) 
HRR Höchstrichterliche Rechtsprechung (Jahr, Nr; 4.1928-18.1942; vorher: 

Die Rechtsprechung, Beilage zur Jurist. Rundschau 1.1925-3.1927) 
Hrsg, hrsg Herausgeber, herausgegeben 
Hs Halbsatz 
HVG Gesetz über die Altersversorgung für das Deutsche Handwerk; 

aufgehoben durch HwVG mit Wirkung vom 1.1.1962 
HwVG Gesetz über die Rentenversicherung der Handwerker vom 8.9.1960 

(BGBl IS 737; BGBl III/FNA 8250-1) 
HypBankG Hypothekenbankgesetz idF vom 9.9.1998 (BGBl IS 2674; BGBl III/ 

FNA 7628-1) 

iAllg im Allgemeinen 
idF in der Fassung 
idFdGv in der Fassung der (des) Gesetze(s) vom 
idR in der Regel 
IdW Institut der Wirtschaftsprüfer 
ie im einzelnen 
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iE im Ergebnis 
ieS im engeren Sinne 
iGgs im Gegensatz 
INF Die Information über Steuer und Wirtschaft (1.1947 ff; Jahr, Seite) 
insbes insbesondere 
InsG-DA Durchfuhrungsanweisung der Bundesanstalt für Arbeit zum Insolvenz-

geld 
InsO Insolvenzordnung vom 5.10.1994 (BGBl IS 2866; BGBl III/ 

FNA 311-13) 
InsR Insolvenzrecht 
InsRKomm Kommission für Insolvenzrecht 
InsRR Insolvenzrechtsreport, herausgegeben von Harald Hess (Jahr, Nr) 
InsW Insolvenzrechtliche Vergütungsverordnung vom 19.8.1998 
InVo Insolvenz und Vollstreckung (1.1996 ff) 
InvZulG 1993 Investitionszulagengesetz 1993 
IPRax Praxis des internationalen Privat- und Verfahrensrechts (Jahr, Seite) 
iS im Sinne 
iSd im Sinne des 
iSv im Sinne von 
iV in Verbindung 
iVm in Verbindung mit 
iü im übrigen 
iwS im weiteren Sinne 
iZw im Zweifel 

JA Juristische Arbeitsblätter (Jahr, Seite) 
Jb Jahrbuch 
JBeitrO Justizbeitreibungsordnung vom 11.3.1937(RGBlIS298;BGBlm/ 

FNA 365-1) 
JBl Juristische Blätter (Jahr, Seite) 
JbRR Jahrbuch für Rechtssoziologie und Rechtstheorie (Band, Jahr, Seite) 
JFG Jahrbuch für Entscheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechtes (Jahr, Seite) 
JGG Jugendgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 

11.12.1974 (BGBl IS 3427; BGBl ΙΠ/FNA 451-1), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 27.12.2003 (BGBl IS 3007) 

Jhdt(s) Jahrhunderts) 
JherJb Jherings Jahrbücher für die Dogmatik des bürgerlichen Rechts; vorher: 

Jahrbücher für die Dogmatik des heutigen römischen und deutschen 
Privatrechts (1.1857-90.1942; Band der Gesamtreihe, Seite) 

JMB1LSA Justizministerialblatt von Sachsen-Anhalt (Jahr, Seite) 
JMB1 NW Justizministerialblatt von Nordrhein-Westfalen (Jahr, Seite) 
JR Juristische Rundschau (Jahr, Seite) 
Judicium Vierteljahresschrift für die gesamte Zivilrechtspflege (1.1928-5.1933; 

Jahr, Seite) 
JurA Juristische Analysen (Jahr, Seite) 
Jura Juristische Ausbildung (Jahr, Seite) 
JurBüro Das juristische Büro (Jahr, Seite) 
JurLitBl Juristisches Literaturblatt (1.1889-29.1917/18) 
JurTag(s) Juristentag(es) 
JuS Juristische Schulung (Jahr, Seite) 
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Justiz 

JVBl 
JVEG 

JW 
JZ 

Die Justiz. Amtsblatt des Justizministeriums Baden-Württemberg 
(1.1952ff;Jahr,Seite) 
Justizverwaltungsblatt (Jahr, Seite) 
Gesetz über die Vergütung von Sachverständigen, Dolmetscherinnen, 
Dolmetschern, Übersetzerinnen und Übersetzern sowie die Entschädi-
gung von ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeu-
ginnen, Zeugen und Dritten (Justizvergütungs- und Entschädigungs-
gesetz in der Fassung des Artikels 2 des Kostenrechtsmodernisierungs-
gesetzes vom 5.5.2004, BGBl I, S 718 
Juristische Wochenschrift (Jahr, Seite, bisweilen auch Nummer) 
Juristenzeitung (Jahr, Seite) 

KAGG 

KapAEG 

KapCoRiLiG 
KAÜG 
KG 
KGaA 
KGBl 

KGJ 

Kgl 
KGR 
KG-Report 

KKZ 
KO 
Komm 
KommBer 

KonkursR 
KonTraG 

KO-Prot 

KostO 
KraftStG 1994 

Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften idF der Bekanntmachung vom 
9.9.1998 (BGBl IS 2726; BGBl III/FNA 4120-4) 
Gesetz zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Konzerne 
an Kapitalmärkten und zur Erleichterung der Aufnahme von Gesell-
schafterdarlehen (Kapitalaufnahmeerleichterungsgesetz) vom 
20.4.1998 (BGBl IS 707; BGBl III/FNA 4100-1/1) 
Kapitalgesellschaften- u Co-Richtlinie-G vom 24.2.2000 (BGBl IS 154) 
Konkursausfallgeld 
Kammergericht, Kommanditgesellschaft 
Kommanditgesellschaft auf Aktien 
Blätter für Rechtspflege im Bezirk des Kammergerichts in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, in Kosten-, Stempel- und Strafsachen 
(Jahr, Seite) 
Jahrbuch für Entscheidungen des Kammergerichts in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, in Kosten-, Stempel- und Strafsachen 
(bis 19.1899: in Sachen der nichtstreitigen Gerichtsbarkeit; Band, Seite; 
I.1881-53.1922) 
Königlich 
Königreich 
KG-Report. Schnelldienst zur Zivilrechtsprechung des Kammergerichts 
Berlin (Jahr, Seite) 
Kommunal-Kassen-Zeitschrift (Jahr, Seite) 
Konkursordnung idF 20.5.1898 (RGBl S 612; BGBl III/FNA 311-4) 
Kommentar 
Bericht der VI. Kommission über die Entwürfe eines Gesetzes betr Ände-
rungen der Konkursordnung sowie eines zugehörigen Einführungs-
gesetzes - Nr 100 der Drucksachen (zitiert nach: Seitenzahl von Nr 237 
der Aktenstücke zu den Verhandlungen des Reichstages 1897/1898; 
Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages, 
9. Legislaturperiode, V. Session, 3. Anlageband, S 1946 ff) 
Konkursrecht 
Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich vom 
27.4.1998 (BGBl IS 786, BGBl III/FNA 4121-1/2) 
Protokolle der Reichstagskommission von 1875/1876 (zitiert nach: 
Seitenzahl der Drucksachen des Reichstags, 2. Legislaturperiode, 
II. Session 1874, Nr 200; IV. Session 1876, Nr 4) 
Kostenordnung in der Bekanntmachung vom 26.7.1957 (BGBl IS 861) 
Kraftfahrzeugsteuergesetz 1994 idF der Bekanntmachung vom 
24.5.1994 (BGBl IS 1102; BGBl III/FNA611-17) 
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Krim Kriminalistik. Zeitschrift für die gesamte kriminalistische Wissenschaft 
und Praxis (Jahr, Seite) 

krit kritisch 
KSchG Kündigungsschutzgesetz idF der Bekanntmachung vom 25.8.1969 

(BGBl I S 1317; BGBl III/FNA 800-2) 
KStG 1999 Körperschaftssteuergesetz vom 31.8.1976 (BGBl I S 2599) idF der 

Bekanntmachung vom 22.4.1999 (BGBl I S 817; BGBl IU/FNA 611-44) 
KTS Zeitschrift für Konkurs- Treuhand- und Schiedsgerichtswesen, seit 1989 

Zeitschrift für Isolvenzrecht, Konkurs,Treuhand, Sanierung (Jahr, Seite) 
KuS Kostenerstattung und Streitwert (Jahr, Seite) 
KuT Konkurs und Treuhandwesen; Monatsschrift für Wirtschaft und Recht 

(Jahr, Seite; bis 1941, ab 1955 KTS) 
KWG Gesetz über das Kreditwesen idF der Bekanntmachung vom 9.9.1998 

(BGBl I S 2776; BGBl III/FNA 7610-1) 
LAG Gesetz über den Lastenausgleich vom 14.8.1952 (BGBl I S 446) idF der 

Bekanntmachung vom 2.6.1993 (BGBl I S 847, ber BGBl I S 248, BGBl 
III/FNA 621-1); 
Auch Landesarbeitsgericht 

Lb Lehrbuch 
LehrKomm Lehrkommentar 
Leipz.rw. Studien Leipziger rechtswissenschaftliche Studien, hrsg von der Leipziger Juri-

sten-Fakultät 
LG Landgericht 
Lit Literatur 
LM Nachschlagewerk des Bundesgerichtshofs, hrsg von Lindenmaier und 

Möhring ua (Nummer der Entscheidung zu der angegebenen Gesetzes-
stelle) 

LS Leitsatz 
LSG Landessozialgericht 
LStDV 1990 Lohnsteuerdurchführungsverordnung (LStDV 1990) idF der Bekannt-

machung vom 10.10.1989 (BGBIIS 1848;BGBlm/FNA611-2) 
lt laut 
Ltd Limited 
LuftfzRG Gesetz über Rechte an Luftfahrzeugen vom 26.2.1959 (BGBl I S 57; 

BGBl III/FNA 403-9) 
LuftVG Luftverkehrsgesetz vom 27.3.1999 (BGBl IS 150; BGBl m/FNA 96-1) 
LUG Gesetz betr das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunst 

(LiteratururheberG) vom 19.6.1901 (RGBl S 227) 
LwAnpG Gesetz über die strukturelle Anpassung der Landwirtschaft an die 

soziale und ökologische Marktwirtschaft in der Deutschen Demokra-
tischen Republik Landwirtschaftsanpassungsgesetz idF der Bekannt-
machung vom 3.7.1991 (BGBl I S 1418; BGBl III/FNA VI.-l) 

LwVfG Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen vom 
21.7.1953 (BGBl I S 667; BGBl III/FNA 317-1) 

LZ Leipziger Zeitschrift für Deutsches Recht (Jahr, Spalte; Beipiel; 1911, 
7 8 - ohne „Sp") 

m mit 
M Motive zum Entwürfe eines Bürgerlichen Gesetzbuches erster Lesung 

für das Deutsche Reich, Amtliche Ausgabe, Band 1 bis 5, Berlin, Leipzig 
1888 (zitiert: M Band, Seite) 
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MarkenG Gesetz über den Schutz von Marken und sonstigen Kennzeichen 
(Markengesetz - MarkenG) vom 25.10.1994 (BGBl IS 3082, ber 19951 
S 156; BGBl ΠΙ/FNA 423-5-2) 

MDR Monatsschrift für Deutsches Recht (Jahr, Seite) 
mE meines Erachtens 
MitbestG Mitbestimmungsgesetz vom 4.5.1976(BGBlIS 1153) 
MittBayNot Mitteilungen des Bayerischen Notarvereins 
MittRhNotK Mitteilungen der Rheinischen Notarkammer (vor 11.61 : RhNK = 

Niederschriften über die Notarkammersitzungen der Rheinischen 
Notarkammer) 

MiZi Mitteilungen in Zivilsachen 
mN mit Nachweisen 
Montan-MitbestG Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichts-

räten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen 
und Stahl erzeugenden Industrie vom 21.5.1951 (BGBl IS 347) 

Motive I Begründung des Entwurfs einer Gemeinschuldordnung von 1873, 
Berlin 1873 

Motive II Begründung des Entwurfs einer Konkursordnung von 1875 (zitiert 
nach der Seitenzahl der Reichstagsdrucksache Nr 200 der 2. Legislatur-
periode, II. Session 1874) 

Motive z. Entw. Entwurf eines Gesetzes betreffend die Zwangsvollstreckung in das 
eines ZVG unbewegliche Vermögen nebst amtlichen Begründungen, Berlin 1889 
MuSchG Mutterschutzgesetz idF der Bekanntmachung vom 17.1.1997 

(BGBl IS 22, ber S 293; BGBl III/FNA 8052-1) 
MuW Markenschutz und Wettbewerb (Jahr, Seite) 
mwN mit weiteren Nachweisen 
MzEG Motive zum Entwurf eines Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 

Gesetzbuch (siehe M) zitiert nach der Guttentag'schen Ausgabe, Berlin, 
Leipzig 1888 

Ν 
Nds 

NdsRpfl 

NEhelG 

nF NGefAG 

NGO 

NJ 
NJW 
NJW-RR 

NLO 

Nov 
Nr 
NRW, NW 

Nachweis(e/n) 
Niedersachsen, niedersächsisch 
Niedersächsische Rechtspflege (ab 1.7.47, vorher Hannoversche Rechts-
pflege; Jahr, Seite) 
Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder vom 
19.8.1969 (Nichtehelichengesetz) (BGBl IS 1243; BGBl III/FNA 404/18) 
neue Fassung; neue Folge 
Niedersächsisches Gefahrenabwehrgesetz idF der Bekanntmachung 
vom 20.2.1998 (Nds GVB1S 101), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 11.12.2003 (Nds GVBl S 414) 
Niedersächsische Gemeindeordnung idF vom 22.8.1996 (Nds GVBl 
S 382) 
Neue Justiz (Jahr, Seite) 
Neue Juristische Wochenschrift (Jahr, Seite) 
Neue Juristische Wochenschrift, Rechtsprechungs-Report Zivilrecht 
(Jahr, Seite) 
Niedersächsische Landkreisordnung idF vom 22.8.1996 (Nds GVBl 
S 365) 
Novelle 
Nummer 
Nordrhein-Westfalen 
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NStZ Neue Zeitschrift für Strafrecht (Jahr, Seite) 
NStZ-RR Neue Zeitschrift für Strafrecht, Rechtsprechungs-Report (Jahr, Seite) 
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht (Jahr, Seite) 
NZA-RR Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht, Rechtsprechungs-Report (1.1996 ff; 

Jahr, Seite) 
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht (Jahr, Seite) 
NZI Neue Zeitschrift für das Recht der Insolvenz und Sanierung 

(Jahr, Seite) 
NZM Neue Zeitschrift für Mietrecht (Jahr, Seite) 
NZS Neue Zeitschrift für Sozialrecht (1.1992 ff; Jahr, Seite) 
NZV Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht (1.1988 ff;Jahr, Seite) 

OBG-NW Nordrhein-Westfälisches Gesetz über Aufbau und Befugnisse der Ord-
nungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz) idF der Bekanntmachung 
vom 13.5.1980 (GV NW S 528, SGV Fundstellennachweis Nr 2060) 

öffentl öffentlich 
öJBl Österreichische Juristische Blätter (Jahr, Seite) 
ÖJZ Österreichische Juristen-Zeitung (Jahr, Seite) 
Österr Österreichisch (en, es) 
OFD Oberfinanzdirektion 
OGH Oberster Gerichtshof (für die britische Zone) 
OHG Offene Handelsgesellschaft 
OK Organisierte Kriminalität 
OLG Oberlandesgericht 
OLG-NL OLG-Rechtsprechung Neue Länder (1.1994 ff; Jahr, Seite) 
OLG-Report OLG-Report. Zivilrechtsprechung der Oberlandesgerichte (Jahr, Seite) 
OLGRspr Die Rechtsprechung der Oberlandesgerichte auf dem Gebiete des Zivil-

rechts; herausgegeben von Mugdan und Folkmann (von 1900 bis 1928, 
Bände 1 bis 46; Band, Seite) 

OLGSt Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Straf-, Ordnungswidrigkei-
ten- und Ehrengerichtssachen (Loseblattsammlung) 

OLGZ Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilsachen (hrsg von 
Deisenhofer und Jansen; Jahr, Seite) 

OVG Oberverwaltungsgericht 
OWiG Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24.5.1968 (BGBl IS 481) idF 

der Bekanntmachung vom 19.2.1987 (BGBl IS 602; BGBl m/FNA 454-1) 

Ρ Protokolle zweiter Lesung zum Entwürfe eines Bürgerlichen Gesetz-
buches (zitiert nach der Guttentag'schen Ausgabe, Berlin, Leipzig 1888; 
Band, Seite) 

PA Patentamt 
PachtKrG Pachtkreditgesetz idF vom 5.8.1951 (BGBl IS 494; BGBl ΠΙ/FNA 7813-1) 
PartGG Partnerschaftsgesellschaftsgesetz vom 25.7.1994 (BGBl IS 1744; BGBl 

III/FNA 4127-1), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 10.12.2001 
(BGBl IS 3422) 

PatAnwO Patentanwaltsordnung 
PatG Patentgesetz idF vom 2.1.1968 (BGBl IS 2; BGBl ΠΙ/FNA 420-1) 
PflVG Gesetz über die Pflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter (Pflicht-

versicherungsgesetz) vom 5.4.1965 (BGBl IS 213; BGBl m/FNA 925-1) 
PlProt Stenographische Protokolle zu den Plenarsitzungen des Deutschen Bun-

destages 
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PosMSchr 

PrABG 

Preußische AGO 
PrGS 

Prot 
PrOVG 

prPVG 
PSVaG 
PucheltsZ 

PWR 

RabelsZ 

RAG 
RAO 
RBerG 

RBÜ Pariser Fassung 

RdA 
RdL 
Recht 

RefE 
RegBl 
RegE 
ReichssiedlungsG 

Rev 
RFH 

RG 
RGBl 
RGes 
RGSt 

RG Warn 

RGZ 

RHaftpflG 

Juristische Monatsschrift für Posen, West- und Ostpreußen und Pom-
mern ( 1.1898-21.1928; Jahr, Seite) 
Allgemeines Berggesetz für die preußischen Staaten v. 24.6.1865 
(GS S 705) 
Allgemeine Gerichtsordnung für die preußischen Staaten, Berlin 1815 
Gesetzsammlung für die Kgl Preußischen Staaten (ab 1907: Preußische 
Gesetzsammlung; 1810-1945) 
Protokolle 
Entscheidungen des Preußischen Oberverwaltungsgerichts (bis 1918: 
KglPrOVG; 1.1877-106.1941) 
Preußisches Polizeiverwaltungsgesetz vom 1.6.1931 (PrGS S 77) 
Pensionssicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
Zeitschrift für französisches Zivilrecht (ab 31.1900: Zeitschrift für deut-
sches bürgerliches Recht und französisches Zivilrecht), begründet von 
Puchelt (1.1870-38.1907) 
Praxis Wirtschaftsrecht (Jahr, Seite) 

Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht, begründet 
von Ernst Rabel (Jahr, Seite) 
Reichsarbeitsgericht 
Reichsabgabenordnung 
Rechtsberatungsgesetz vom 13.12.1935 (RGBl IS 1478), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz vom 19.12.1998 (BGBl IS 3836) 
Revidierte Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken der Literatur 
und Kunst vom 13.11.1908 (RGBl 1910 S 965); in der revidierten Pariser 
Fassung vom 24.7.1971 (BGBl II 1973 S 1069) 
Recht der Arbeit (Jahr, Seite) 
Recht der Landwirtschaft (Jahr, Seite) 
Das Recht (Jahr, Spalte; seit 1935 Beilage zur Deutschen Justiz; auch 
Jahr, Seite, Nummer) 
Referentenentwurf 
Regierungsblatt 
Regierungsentwurf 
Reichssiedlungsgesetz vom 11.8.1919 (RGBl S 1429; BGBl ΙΠ/FNA 
2331-1) 
Revision 
Reichsfinanzhof; amtliche Sammlung der Entscheidungen des RFH 
(Band, Seite) 
Reichsgericht 
Reichsgesetzblatt 
Reichsgesetz 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen (1.1880-77.1944; 
Band, Seite) 
Warneyer Rechtsprechung, Rechtsprechung des Reichsgerichts, 
soweit sie nicht in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen 
des RG abgedruckt ist, herausgegeben von Warneyer 
(Jahr, Nummer) 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen; amtliche Sammlung 
der Reichsgerichtsentscheidungen in Zivilsachen (Band, Seite) 
Gesetz betreffend die Verbindlichkeit zum Schadensersatz für die bei 
dem Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken usw herbeigeführten 
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Tötungen und Verletzungen (Reichshaftpflichtgesetz) vom 7.6.1871 
(RGBl S 207; BGBl III/FNA 935-1) 

RHeimstG Reichsheimstättengesetz vom 25.11.1937 (RGBl IS 1291; BGBl ΠΙ/ 
FNA 2332-1), aufgehoben durch Gesetz vom 17.6.1993 (BGBl IS 912) 

RheinArch Archiv für Zivil- und Strafrecht der Königlich preußischen Rhein-
provinz (Band, Jahr, Seite) 

Rh.-Pf Rheinland-Pfalz 
rh.-pf. PVG Polizeiverwaltungsgesetz von Rheinland-Pfalz idF vom 29.7.1973 

(GVB1S 180; zuletzt geändert durch Landesgesetz vom 5.11.1974, 
GVB1S469) 

RiStBV Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren. Neuf, ab 
1.1.1977 (bundeseinheitlich vereinbart) 

RJA Reichsjustizamt, Entscheidungssammlung in Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts (Band, Seite) 

RKnappschG Reichsknappschaftsgesetz idF vom 1.7.1926 (RGBl IS 369; BGBl ΙΠ/ 
FNA Nr 822-1); ersetzt durch SGB VI 

rkr rechtskräftig 
RL Richtlinie 
Rn Randnummer 
ROHG Reichsoberhandelsgericht, Entscheidungssammlung des Reichsober-

handelsgerichts (Band, Seite) 
Rpfleger Der Deutsche Rechtspfleger (Jahr, Seite) 
RPflG Rechtspflegergesetz vom 5.11.1969 (BGBl IS 2065) 
Rspr Rechtsprechung 
RsprÜb Rechtsprechungsübersicht 
RStBl Reichssteuerblatt (Jahr, Seite) 
RT Reichstag 
RT-Drucks Drucksachen des Reichstags (Nr, Wahlperiode, Jahr, Seite) 
RVO Reichsversicherungsordnung vom 19.7.1911 (RGBl IS 509) idF der 

Bekanntmachung vom 15.12.1924 (RGBl IS 779; BGBl III/FNA 820-1) 
RWS-Skript Kommunikationsforum Recht - Wirtschaft - Steuern 

s siehe 
S Satz, Seite 
sa siehe auch 
SachR, SachenR Sachenrecht 
SAE Sammlung arbeitsrechtlicher Entscheidungen der Vereinigung der 

Arbeitgeberverbände (Jahr, Seite) 
SächsArch Sächsisches Archiv für Bürgerliches Recht und Prozess (ab 14.1904: für 

Deutsches Bürgerliches Recht; 1.1891-15.1905; Band, Seite) 
SächsOLG Annalen des sächsischen Oberlandesgerichts zu Dresden (von 1880 bis 

1920; Band, Seite) 
SächsRpfl siehe SARpfl 
SARpfl Sächsiches Archiv für Rechtspflege (1.1906-15.1920; N. F. 1.1921-

3.1923) 
ScheckG Scheckgesetz vom 14.8.1933 (RGBl IS 597; BGBl III/FNA 4132-1) 
SchiffsBG Gesetz über Schiffsbanken (Schiffsbankgesetz) idF v. 8.5.1963 (BGBl I 

S 301; BGBl III/FNA 7628-2) 
SchRegO Schiffsregisterordnung idF der Bekanntmachung vom 26.5.1951 

(BGBl IS 360), zuletzt geändert durch Art 107 des Gesetzes vom 
2.3.1974 (BGBl IS 469) 
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SchlHA 
schlh.LVwG 

SchRG 

SchuldR 
SchuldRAnpG 

SchwarzarbG 

SE 

SeeR 
SeeUG 

SeuffArch 

SeuffBl 
SG 
SGB 
SGG 

SJZ 
Slg 
so 
sog 
SozplG 

SozR 

Sp 
StA 

StaatsbankG 

StB StBerG 

Stbg 
std 

stenogr. Bericht 

SteuerR 

Abkürzungsverzeichnis 

Schleswig-Holsteinische Anzeigen (Jahr, Seite) 
Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein 
(LVwG) vom 18.4.1967 (GVB1S 131), zuletzt geändert durch Gesetz zur 
Anpassung des schleswig-holsteinischen Landesrechts an das 2. Gesetz 
zur Reform des Strafrechts und andere straf- und bußgeldrechtliche 
Vorschriften des Bundes (LStrAnpG II) vom 9.12.1974 (GVB1S 453) 
Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken 
(Schiffsrechtegesetz) vom 15.11.1940 (RGBl IS 1499; BGBl III/ 
FNA 403-4) 
Schuldrecht 
Gesetz zur Anpassung schuldrechtlicher Nutzungsverhältnisse an 
Grundstücken im Beitrittsgebiet (Schuldrechtsanpassungsgesetz) vom 
21.9.1994 (BGBl IS 2538) 
Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6.2.1995 (BGBl IS 165), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Erleichterung der Bekämpfung von illegaler Beschäftigung 
und Schwarzarbeit vom 23.7.2002 (BGBl IS 2787) 
Société européenne, Societas Europaea (Europäische Aktiengesell-
schaft) 
Seerecht 
Gesetz über die Untersuchung von Seeunfällen 
(Seeunfalluntersuchungsgesetz) vom 6.12.1985 (BGBl IS 2146; 
BGBl III/FNA 9510-17) 
Seufferts Archiv für Entscheidungen der obersten Gerichte in den deut-
schen Staaten (Band, Nummer) 
Seufferts Blätter für Rechtsanwendung in Bayern (Band, Seite) 
Sozialgericht 
Sozialgesetzbuch 
Sozialgerichtsgesetz idF vom 23.9.1975 (BGBl IS 2535; BGBl III/ 
FNA 330-1) 
Süddeutsche Juristenzeitung (Jahr, Seite, ab 1947 Spalte) 
Sammlung 
siehe oben 
sogenannte (er; es) 
Gesetz über den Sozialplan im Konkurs- und Vergleichsverfahren vom 
20.2.1985 (verlängert durch Gesetz vom 20.12.1988, BGBl IS 2450 und 
Gesetz vom 22.12.1989, BGBl IS 2405) 
Sozialrecht. Rechtsprechung und Schrifttum, bearbeitet von den 
Richtern des Bundessozialgerichts (Loseblattsammlung) 
Spalte 
Staatsanwal t(schaft) 
Gesetz über die Staatsbank Berlin vom 29.6.1990 (GBl DDRI Nr 38, 
S 504) 
Der Steuerberater. Organ der Bundessteuerberaterkammer (Jahr, Seite) 
Steuerberatungsgesetz idF vom 4.11.1975 (BGBl IS 2735; BGBl III/ 
FNA 610/10) 
Die Steuerberatung (1.1958 ff; Jahr, Seite) 
ständig(e) 
Verhandlungen des Reichstags, Stenographischer Bericht nebst Anlagen 
(zitiert nach Legislaturperiode, Session, Band, Seite) 
Steuerrecht 
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Strafgesetzbuch idF der Bekanntmachung vom 13.11.1998 (BGBl I 
S 3322; BGBl III/FNA 450-2) 
Gesetz über die Errichtung einer Stiftung „Hilfswerk für behinderte 
Kinder" (StHG) idF der Bekanntmachung vom 31.10.1972 (BGBl I 
S 2045; BGBl III/FNA 2172-1) 
Strafprozessordnung idF der Bekanntmachung vom 7.4.1987 (BGBl I 
S 1074, ber S 1319; BGBl IH/FNA 312-2) 
streitig 
Strafverteidiger Forum (Jahr, Seite) 
Sechstes Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 26.1.1998 (BGBl I 
S 164) 
Steuerrechtsprechung in Karteiform. Höchstgerichtliche Entscheidun-
gen in Steuersachen (Mrozek-Kartei) 
ständige Rechtsprechung 
Strafvollstreckungsordnung vom 1.4.2001 (BAnz Nr 87 S 9157) 
Steuer und Wirtschaft (Jahr, Spalte bzw Nummer) 
Strafverteidiger (Jahr, Seite) 
Strafverfahrensänderungsgesetz 1999 vom 2.8.2000 (BGBl IS 1253) 
Straßenverkehrsgesetz vom 19.12.1952 (BGBl IS 837; BGBl ΠΙ/FNA 
9231-1) 
1. Gesetz zur Reform des Strafverfahrensrechts vom 9.12.1974 (BGBl I 
S 3393 und S 3533; BGBl ΠΙ/FNA 312-8-1) 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung vom 7.12.1935 idF der Bekannt-
machung vom 28.9.1988 (BGBl IS 1793; BGBl ΙΠ/FNA 9232-1) 
Steuer-Warte (1.1922 ff; 23.1950 ff; Jahr, Seite) 
siehe unten 

Subventionsgesetz vom 29.7.1976 (BGBl IS 2034) 

teilweise 
Blätter für Rechtspflege in Thüringen und Anhalt, (1854-1918; 
Band, Seite) 
Titel 
Gesetz zur weiteren Reform des Aktien- und Bilanzrechts zu Transpa-
renz und Publizität vom 19.7.2002 (BGBl 12002 S 2681) 
Gesetz zur Neuregelung des Fracht-, Speditions- und Lagerrechts 
(Tranportrechtsreformgesetz) vom 25.6.1998 (BGBl IS 1588; 
BGBl III/FNA 4100-1/2) 
Tarifvertragsgesetz in der Bekanntmachung vom 25.8.1969 (BGBl I 
S 1323) 
und 
und andere(m) 
und ähnliche(s) 
Gesetz über Unternehmensbeteiligungen vom 17.12.1986 (BGBl I 
S 2488) idF vom 9.9.1998 (BGBl IS 2765; BGBl ΙΠ/FNA 4126-1) 
Archiv für Urheber-, Film-, Funk- und Theaterrecht 
Umwandlungsgesetz vom 28.10.1994 (BGBl IS 3210, ber 19951S 428; 
BGBl ΙΠ/FNA 4120-9-2) 
unstreitig 
Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte (Urheberrechts-
gesetz) vom 9.9.1965 (BGBl IS 1273; BGBl ΙΠ/FNA 440-1) 
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UrhR Urheberrecht 
Urt Urteil 
USG Gesetz über die Sicherung des Unterhalts der zum Wehrdienst einberu-

fenen Wehrpflichtigen und ihrer Angehörigen (Unterhaltssicherungs-
gesetz) vom 26.7.1957 (BGBl IS 1046; BGBl III/FNA 53-3) 

UStG 1999 Umsatzsteuergesetz idF der Bekanntmachung vom 9.6.1999 (BGBl I 
S 1270; BGBl III/FNA 611-10-14) 

UStR Umsatzsteuer-Rundschau (Beilage zur Finanzrundschau; Jahr, 
Seite) 

usw und so weiter 
uU unter Umständen 
UVR Umsatzsteuer- und Verkehrsteuer-Recht (Jahr, Seite) 
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb vom 7.6.1909 (RGBl S 499; 

BGBl III/FNA 43-1) 

va 
VAG 

VerBAV 

VerbrKrG 

Verf 
VerfGH 
Verh 
VerlG 

VerlR 
VermA 
VermBG 

VermG 

VersR 

VerwZG 

VerZSe 
Vfg 
VG 
vgl 
VglO 

VO 
VOB/B 

VOBl 
Voraufl 

vor allem 
Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunter-
nehmen und Bausparkassen (Versicherungsaufsichtsgesetz) idF vom 
17.12.1992 (BGBl 19931S 2; BGBl III/FNA 7631-1) 
Veröffentlichungen des Bundesaufsichtsamts für das Versicherungs-
wesen (Jahr, Seite) 
Verbraucherkreditgesetz idF der Bekanntmachung vom 29.7.2000 
(BGBl IS 940; BGBl III/FNA 402-6) 
Verfasser 
Verfassungsgerichtshof 
Verhandlungen 
Gesetz über das Verlagsrecht vom 19.6.1901 (RGBl IS 217; BGBl III/ 
FNA 441-1) 
Verlagsrecht 
Vermittlungsausschuss 
Fünftes Gesetz zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 
5. Vermögensbildungsgesetz idF der Bekanntmachung vom 4.3.1994 
(BGBl IS 406; BGBl III/FNA 800-9) 
Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen (Vermögensgesetz -
VermG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.12.1998 (BGBl I 
S 4026; BGBl III/FNA III-19) 
Versicherungsrecht, Juristische Rundschau für die Individualversiche-
rung (Jahr, Seite) 
Verwaltungszustellungsgesetz vom 3.7.1952 (BGBl IS 379; BGBl III/ 
FNA 201-3) 
Vereinigte Zivilsenate 
Verfügung 
Verwaltungsgericht 
vergleiche 
Vergleichsordnung vom 26.2.1935 (RGBl IS 321, ber S 356; BGBl ΠΙ/ 
FNA 311-1) 
Verordnung 
Verdingungsordnung für Bauleistungen, Fassung 30.5.2000; Bundes-
anzeiger 2000, Nr 126a 
Verordnungsblatt 
Vorauflage 
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Vorbemerkung 
Verkehrsrechts-Sammlung (1.1949 ff; Band, Seite) 
Verbraucher und Recht (Jahr, Seite) 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
Gesetz über den Versicherungsvertrag (Versicherungsvertragsgesetz) 
vom 30.5.1908 (RGBl S 263; BGBl III/FNA 7632-1) 
Verwaltungsgerichtsordnung vom 21.1.1960 (BGBl IS 17) idF der 
Bekanntmachung vom 19.3.1991 (BGBl IS 686, BGBl III/FNA 340-1), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2001 (BGBl IS 3987) 
Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz vom 27.4.1953 (BGBl IS 157; 
BGBl III/FNA 201-4), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.1997 
(BGBl IS 3039) 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs in Zivilsachen, als Fortsetzung 
der von Otto Warneyer hrsg Rechtsprechung des Reichsgerichts 
(1959/60 ff) 
Warneyer, Rechtsprechung des Reichsgerichts, soweit sie nicht in der 
amtlichen Sammlung der Entscheidungen des RG abgedruckt ist, 
herausgegeben von Warneyer (Jahr, Nummer) 
Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht 
(Wohnungseigentumsgesetz) vom 15.3.1951 (BGBl IS 175, ber S 209; 
BGBl III/FNA 403-1) 
Wechselgesetz vom 21.6.1933 (RGBl IS 399; BGBl III/FNA 4133-1) 
Wirtschaftsrechtliche Beratung. Zeitschrift f. Wirtschaftsanwälte und 
Unternehmensjuristen (Jahr, Seite) 
Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
(1.1947-3.1949) 
Erstes Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität vom 
29.7.1976 (BGBl IS 2034; BGBl III/FNA 453-18-1) 
Zeitschrift für (bis 15.1996: Wirtschaft, Steuer, Strafrecht) Wirtschafts-
und Steuerstrafrecht (1.1982 ff) 
Wertpapier-Mitteilungen (Teil IV, Wirtschafts-, Wertpapier- und Bank-
recht; Jahr, Seite) 
weitere Nachweise 
Gesetz zur Sicherung der Zweckbestimmung von Sozialwohnungen 
(Wohnungsbindungsgesetz) idF der Bekanntmachung vom 19.8.1994 
(BGBl IS 2166, ber S 2319; BGBl III/FNA 2330-14) 
Wohnungsbau-Prämiengesetz (WoPG 1996) idF vom 30.10.1997 (BGBl I 
2678; BGBl III/FNA 2330-9) 
Die Wirtschaftsprüfung (Jahr, Seite) 
Wertpapierhandelsgesetz in der Bekanntmachung vom 9.9.1998 (BGBl I 
S 2708) 
Gesetz über eine Berufsordnung der Wirtschaftsprüfer (Wirtschafts-
prüferordnung) idF vom 5.11.1975 (BGBl IS 2803; BGBl m/FNA 702-1) 
Entscheidungssammlung zum Wirtschafts- und Bankrecht (Band, Seite) 
Zeitschrift des Württembergischen Notarvereins 
Wohnungs wirtschaft und Mietrecht (Jahr, Seite) 

Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht (Jahr, Seite) 
zum Beispiel 
Zeitschrift für Bankrecht und Bankwirtschaft (Jahr, Seite) 
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ZBlFG Zentralblatt für die freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat 
(Jahr, Seite) 

ZfA Zeitschrift für Arbeitsrecht (Jahr, Seite) 
ZfB Zeitschrift für Betriebswirtschaft (Jahr, Seite) 
ZfbF Schmalenbachs Zeitschrift für betriebswirtschaftliche Forschung 

(Jahr, Seite) 
ZfG Zeitschrift für Gesetzgebung (Jahr, Seite) 
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht (Jahr, Seite) 
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht 

(bis 1960 = Band 123: Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und 
Konkursrecht) zitiert: [Band (Jahr) Seite] 

Ziff Ziffer 
ZInsO Zeitschrift für das gesamte Insolvenzrecht (Jahr, Seite) 
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis (Jahr, Seite) 
ZKW Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen (Jahr, Seite) 
ZMR Zeitschrift für Miet- und Raumrecht (Jahr, Seite) 
ZNotP Zeitschrift für die Notarpraxis (1.1998 ff; Jahr, Seite) 
ZPO Zivilprozeßordnung idF vom 12.9.1950 (BGBl IS 533; BGBl III/ 

FNA310-4) 
ZPR Zivilprozessrecht 
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik (Jahr, Seite) 
ZSEG Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 1.10.1969 (BGBl IS 1756; 
BGBl III/FNA 367-1) 

ZStrW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft [Band (Jahr) Seite] 
zT zum Teil 
zust zustimmend 
zutr zutreffend 
ZVersWiss Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft (von 1901 bis 

1943, Bände 1-43; Jahr, Seite) 
ZVG Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung 

(Zwangsversteigerungsgesetz) vom 24.3.1897 (RGBl S 97) idF der 
Bekanntmachung vom 20.5.1898 (RGBl S 713; BGBl III/FNA 310-14), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5.4.2002 (BGBl IS 1250) 

zw zweifelhaft 
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess [Band (Jahr) Seite] 
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chen 2003 

Budde, Wolfgang Dieter/Clemm, Hermann/Ellrott, 
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Bilanz-Kommentar Handels- und Steuerrecht, 3. Aufl., 
München 1995 

Müller, Welf/Hense, Burkhard, Beck'sches Handbuch 
der GmbH, 3. Aufl., München 2002 

Bente, Ulrich, Die Strafbarkeit des Arbeitgebers wege Bei-
tragsvorenthaltung und Veruntreuung von Arbeitsentgelt 
(S 266a StGB), Diss. Univ. Göttingen 1991, Frankfurt am 
Main 1992 

Berscheid, Ernst-Dieter, Arbeitsverhältnisse in der Insol-
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„Preis" der beschränkten Haftung, Berlin 1998 

Bockemühl, Jan (Hrsg.), Handbuch des Fachanwaltes 
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1. Kapitel: Informationsbeschaffung 
S 1 Informationsbeschaffung der Staatsanwaltschaft 

und Gestaltung des Ermittlungsverfahrens 

I. Beginn eines Ermittlungsverfahrens 
Vor der Frage, wo die benötigten Informationen für ein Ermittlungsverfahren zu beschaffen 1 
sind, steht die Entscheidung, auf welche Tatsachen es überhaupt ankommt. Obwohl 
natürlich jeder Fall seine Besonderheiten aufweist, lassen sich dazu einige generelle Aus-
sagen treffen. Im Vordergrund steht dabei die Aufgabe, die regelmäßig vorzufindende 
Komplexität zu reduzieren. Das geschieht durch Selektieren des Tatsachenstoffs und 
Zuordnen der Informationen zu den jeweiligen Taten. Erforderlichenfalls muss noch eine 
weitere Aufteilung in verschiedene Tatteile oder in für die Beurteilung maßgebliche 
Aspekte vorgenommen werden. Hinzu kommt meist noch die Zusammenstellung der tat-
übergreifenden Gesichtspunkte. 

1. Strafanzeigen 
Die Staatsanwaltschaft kann auf verschiedene Art auf mögliche Insolvenzdelikte aufmerk- 2 
sam werden.1 Zum einen kann sie eine Strafanzeige erreichen, die entweder unmittelbar bei 
ihr oder bei der Polizei einging. Weiter kann eine Mitteilung vom Insolvenzgericht auf der 
Basis der Anordnung über die Mitteilungen in Zivilsachen (MiZi2) eingehen. Erlangt die 
Staatsanwaltschaft die Kenntnis von möglichen Straftaten durch Übersendung von Zivil-
akten, Anfragen, Anrufen oder durch die Lektüre allgemein zugänglicher Tageszeitungen, 
kann sie die Ermittlungen von Amts wegen aufnehmen. 
Je nachdem, worin die erste Informationsquelle bestand, werden mehr oder weniger kon- 3 
krete und verlässliche Angaben vorliegen. Am gehaltvollsten sind sicherlich die auf der 
Basis einer MiZi angeforderten Insolvenzakten,3 gefolgt von Strafanzeigen, die meistens 
von den Rechtsvertretern geschädigter Gläubiger oder von gesetzlichen Krankenkassen als 
Einzugsstellen der Sozialversicherungsbeiträge,4 seltener von Insolvenzverwaltern stam-
men. In allen Fällen besteht aber üblicherweise weiterer, vom Einzelfall abhängiger Ermitt-
lungsbedarf. 
Strafanzeigen müssen zunächst auf ihre Schlüssigkeit geprüft werden. Rechtlich handelt 4 
es sich dabei um die Klärung der Frage, ob ein Anfangsverdacht iSv $ 152 Abs 2 StPO be-
steht.5 Zwar werden Strafanzeigen aufgrund der Aktenordnung immer in das Js-Register 
der Staatsanwaltschaft eingetragen. Dies dient aber nur Registraturzwecken. Die Vergabe 
eines Js-Aktenzeichens ist deshalb keineswegs gleichbedeutend mit der Bejahung eines An-

1 Umfängl iche Aufl is tung bei B/Quedenfeld/RichterRn 9/12. 
2 Dazu Näheres unten Rn 10 ff. 
3 Zur Verwertungsproblematik vgl unten Rn 16 ff. 
4 Vgl dazu unten § 21 Rn 6 2 f. 
5 Ciolek-Krepold Rn 18. 

Bittmann 1 



s i 1. Kapitel: Informationsbeschaffung 

fangsverdachts.6 Ob ein solcher vorliegt, muss bei Strafanzeigen immer gesondert 
geprüft werden und zwar unabhängig davon, ob bereits ein Js-Aktenzeichen vergeben 
wurde oder nicht. Nur wenn zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für eine verfolgbare 
Straftat vorliegen, dh wenn ein Anfangsverdacht zu bejahen ist, darf die Staatsanwaltschaft 
die Ermittlungen förmlich aufnehmen.7 Ist das der Fall, so muss sie in die Ermittlungen 
eintreten. Sie unterliegt also dem Legalitätsprinzip. 

5 Unter welchen Voraussetzungen ein Anfangsverdacht zu bejahen ist, liegt nicht im Ermes-
sen der Staatsanwaltschaft. Sie verfügt aber über einen gewissen Beurteilungsspielraum. 
Sie hat dabei zu prüfen, ob der bekannte Sachverhalt unter ein Strafgesetz fällt oder auf die 
Verwirklichung einer Straftat hindeutet. Bei der Entscheidung dürfen kriminalistische Er-
fahrungen berücksichtigt werden. Es können entfernte Indizien genügen, die aber nicht 
nur in reinen Vermutungen bestehen dürfen.8 

6 Insbes bei Strafanzeigen von Privatpersonen kommt es recht häufig vor, dass der Sachver-
halt unklar ist. In einem solchen Fall hängt das weitere Vorgehen davon ab, ob das Mit-
geteilte es immerhin denkbar erscheinen lässt, dass durch Nachfragen ein Anfangsverdacht 
entsteht. In diesem Fall kann der Anzeigeerstatter angeschrieben, zur Polizei oder Staats-
anwaltschaft zwecks Vernehmung vorgeladen oder er in Eilfällen auch angerufen werden. 
Ergibt sich auch aufgrund der ergänzenden Angaben kein konkreter Tatverdacht, hat die 
Staatsanwaltschaft die Aufnahme von Ermittlungen ebenso abzulehnen, als wenn die Straf-
anzeige von vorn herein nicht auf eine mögliche Straftat hinweist - sei es, dass sie unklar ist, 
die Unklarheiten aber auf sich beruhen können, weil aufgrund des Mitgeteilten nichts auf 
ein strafbares Geschehen hindeutet, sei es, dass der Sachverhalt zwar umfassend dargelegt 
wurde, er aber unter kein Strafgesetz fällt. 

7 Es kann nicht genug Sorgfalt auf die Prüfung der Schlüssigkeit von Strafanzeigen ver-
wandt werden. Es ist nicht nur eine Fehlsteuerung von Ressourcen, sondern streng genom-
men sogar rechtswidrig, Ermittlungsschritte vorzunehmen oder zu veranlassen, wenn kein 
Anfangsverdacht besteht. Deutet der in der Strafanzeige geschilderte Sachverhalt nicht auf 
das mögliche Vorliegen einer Straftat hin, so ist die Aufnahme von Ermittlungen sogleich 
abzulehnen und der Anzeigende nebst Rechtsbelehrung gem oder analog $ 171 StPO ent-
sprechend zu bescheiden. Es ist falsch, ohne Schlüssigkeitsprüfung in die Ermittlungen ein-
zutreten. Ein erheblicher Teil der Überlastung auch insolvenzstrafrechtlich ausgerichteter 
staatsanwaltschaftlicher Dezernate findet seine Erklärung darin, dass Akten ohne Prüfung 
des Anfangsverdachts mit Ermittlungsaufträgen zur Polizei gesandt werden. Gelangen sie 
dann nach Wochen oder Monaten wieder auf den Tisch des Staatsanwalts, dann ist sein Auf-
wand zur Feststellung mangelnden Tatverdachts ungleich größer als es am Anfang der Fall 
gewesen wäre: Während er zu Beginn der Ermittlungen den Inhalt von vielleicht nur 10 Ak-
tenblättern hätte auswerten müssen, kann es vorkommen, dass er sich nun durch 200 oder 
mehr Aktenblätter durcharbeiten muss. Natürlich kommt es vor, dass im Zuge solcher nicht 
angezeigten Ermittlungen trotzdem ein Tatverdacht bekannt wird. Hierbei handelt es sich 
jedoch lediglich um eine Zufallserkenntnis, es ändert aber nichts an der Systemwidrigkeit 
einer derartigen Handhabung. 

2. Andere Informationsquellen 

8 Erhält die Staatsanwaltschaft auf andere Weise als durch eine Strafanzeige Kenntnis von 
einem möglicherweise strafbaren Verhalten, so hat sie von Amts wegen ebenfalls zu prü-

6 Verkannt von Ciolek-Krepold Rn 32 f. 
7 Ciolek-Krepold Rn 3 0 f. 
8 Meyer-Go^ner Rn 4 zu $ 152StPO. 
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fen, ob die vorliegenden Informationen bereits die Schwelle des Anfangsverdachts über-
schritten haben oder nicht. Bejahendenfalls ist das einzuleitende Verfahren sogleich im Js-
Register zu erfassen. Verneinendenfalls muss die Staatsanwaltschaft den Vorgang unter AR 
registrieren und weitere klärende Schritte unternehmen. 
Auch wenn diese Aktivitäten auf Informationsbeschaffung gerichtet sind, so handelt es sich 9 
doch nicht um förmliche Ermittlungen. Aus diesem Grunde stehen ihr in diesem Stadium 
des Verfahrens die strafprozessualen Zwangsmittel noch nicht zur Verfügung.9 Sie ist 
deshalb darauf angewiesen, dass ihr die erfragten Informationen freiwillig mitgeteilt wer-
den. Im Einzelfall kann es allerdings vorkommen, dass das zögerliche Verhalten oder die 
Verweigerungshaltung gegenüber einem Auskunftswunsch nach kriminalistischer Erfah-
rung die Möglichkeit einer Straftat um so wahrscheinlicher erscheinen lässt, dass allein des-
wegen nunmehr ein Anfangsverdacht zu bejahen ist. Liegen nach Eingang der erforder-
lichen weiteren Informationen genügende tatsächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen 
einer verfolgbaren Straftat vor, hat die Staatsanwaltschaft die förmlichen Ermittlungen auf-
zunehmen und den AR-Vorgang aufgrund des nunmehr bestehenden Anfangsverdachts 
von Amts wegen in das Js-Register umzutragen. 

3. Mitteilungen in Zivilsachen 

Die Insolvenzgerichte sind nach Nrn Xlla 2 und 3 des 2. Teils, 3. Abschnitt der Anordnung 10 
über die Mitteilungen in Zivilsachen (MiZi) verpflichtet, die Staatsanwaltschaften davon in 
Kenntnis zu setzen, wenn sie ein Insolvenzverfahren eröffnet oder einen Antrag auf Eröff-
nung mangels Masse abgewiesen haben. Überdies sind die Vollstreckungsabteilungen der 
Amtsgerichte gem Nr X 2 Abs 1 Nrn 1 und 2 MiZi verpflichtet, den Staatsanwaltschaften die 
Termine zur Abgabe der eidesstattlichen Offenbarungsversicherung gem $ 807 ZPO ebenso 
bekannt zu geben wie Haftanordnungen gem $ 901 ZPO, soweit davon eine Gesellschaft 
ohne unbeschränkt haftende natürliche Person betroffen ist. Bei der MiZi handelt es sich 
um eine bundesweit einheitliche, auf Ländervereinbarung beruhende Verwaltungsvor-
schrift, welche seit Inkrafttreten des Justizmitteilungsgesetzes10 am 1.6.1998 ihre Rechts-
grundlage auch in § 12 Abs 5 EGGVG finden könnte. 

Die MiZi sollen die Staatsanwaltschaften in die Lage versetzen, gezielt nach Anhaltspunk- 11 
ten für Insolvenzdelikte zu suchen.11 Sie gehen mit eingehenden Mitteilungen der Amts-
gerichte ganz unterschiedlich um und bewegen sich dabei zwischen den Extremen, einer-
seits jede in einer MiZi bezeichnete Akte anzufordern und auszuwerten und andererseits 
nur dann weitere Aktivitäten zu entfalten, wenn der Inhalt der Mitteilung selbst einen 
Anfangsverdacht begründet (zB bei Abweisung eines von einer gesetzlichen Krankenkasse 
gestellten Insolvenzantrags). Ersteres mag reiner Lehre entsprechen, ist aber aus Kapazitäts-
gründen nicht ohne Einschränkungen durchführbar. Letzteres wird hingegen in dieser 
Schärfe den Intentionen der MiZi nicht gerecht, bietet aber insoweit einen zutreffenden 
Ausgangspunkt, als diese Ansicht auf den Zweck der MiZi hinweist. Eine alternative Hand-
habung besteht in einer Absprache mit dem Insolvenzgericht, die Akten von Amts wegen zu 
übersenden, wenn sie Hinweise auf Straftaten enthalten. Zu empfehlen ist diese Praxis aber 
nur dann, wenn sie von den Insolvenzrichtern zuverlässig eingehalten wird. 
Der Eingang einer MiZi soll der Staatsanwaltschaft die Prüfung ermöglichen, ob sie tätig 12 
werden muss. Zum Einschreiten ist sie aber gem S 152 Abs 2 StPO nur verpflichtet, wenn ein 
Anfangsverdacht besteht. Das bedeutet, dass die im Anschluss an den Eingang einer MiZi 

9 Lange DRiZ 2002, 264 ,270 f. 
10 vom 18.6.1997, BGBl 1,1430. 
11 M-G/B/Bieneck Rn 75/51. 
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entfaltete staatsanwaltschaftliche Tätigkeit gerade nicht das Vorliegen eines Anfangsver-
dachts zwingend voraussetzt. Es ist folglich zu unterscheiden: Begründet der Inhalt der 
MiZi selbst den Anfangsverdacht einer verfolgbaren Straftat, dann muss die Staatsanwalt-
schaft förmliche Ermittlungen aufnehmen und die anzulegende Akte im Js-Register erfas-
sen.12 Lässt der Inhalt der MiZi hingegen offen, ob ein Anfangsverdacht vorhanden ist oder 
nicht, darf die Staatsanwaltschaft den Eingang der MiZi zum Anlass weiterer Prüfungen 
unter einem AR-Aktenzeichen nehmen, ist dazu aber nicht in jedem Fall gezwungen. Sie hat 
ihre diesbezügliche Entscheidung nach pflichtgemäßem Ermessen zu treffen und sich dabei 
an kriminalistischen Erfahrungen zu orientieren. Es empfiehlt sich, allgemeine Regeln dafür 
(zB in einer Hausverfügung) aufzustellen, welche allerdings nicht endgültig festgeschrieben, 
sondern den jeweils vorhandenen Kapazitäten flexibel angepasst werden sollten. 

13 Nicht erforderlich ist es zB, die Akten aller Verbraucherinsolvenzen auszuwerten. Auch 
wenn ein Insolvenzantrag gegen einen Einzelhandelskaufmann oder eine mit einem per-
sönlich haftenden Gesellschafter versehene Personenhandelsgesellschaft nicht von einer 
gesetzlichen Krankenkasse stammt, ist die Anforderung der IN-Akte nicht zwingend erfor-
derlich. Es kann zwar sein, dass sie Hinweise auf zB Buchführungs- und/oder Bilan-
zierungsmängel, auf beiseite geschaffte Vermögensgegenstände oder auf unwirtschaftliches 
Gebaren enthält. Das ist aber lediglich möglich und nicht etwa derart wahrscheinlich, dass 
allein aufgrund der MiZi mit dem Vorliegen einer Insolvenzstraftat gerechnet werden 
müsste. 

1 4 Zwar ist staatsanwaltschaftliches Einschreiten gegen den Geschäftsführer einer GmbH 
geboten, wenn er für diese die eidesstattlichen Offenbarungsversicherung abgegeben 
oder die Erfüllung dieser Pflicht mit der Folge verweigert hat, dass Haftbefehl gemäß $ 901 
ZPO erging, nicht aber schon aufgrund jeder Mitteilung eines Termins dazu.13 Es kann 
nämlich auch unter Geltung der InsO durchaus vorkommen, dass diese Zuspitzung ledig-
lich auf einer Zahlungsstockung14 beruht und es ist ja auch noch keineswegs gewiss, ob die 
eidesstattliche Versicherung tatsächlich abgegeben werden muss, weil der antragstellende 
Gläubiger durchaus noch vor dem Termin Befriedigung erfahren könnte. Es empfiehlt sich 
aber sehr, derartige MiZi zu registrieren. Das gilt für alle derartigen Mitteilungen, wenn 
sie sich auf Verantwortliche solcher Gesellschaften beziehen, hinsichtlich derer die Unter-
lassung rechtzeitiger Insolvenzanmeldung strafbewehrt ist.15 Nach allgemeinen Erfahrun-
gen spricht nämlich jedenfalls die dritte Ladung zur Abgabe der eidesstattlichen Offen-
barungsversicherung binnen 6 Monaten für Insolvenzreife aufgrund eingetretener Zah-
lungsunfähigkeit. In einem solchen Fall sind Ermittlungen wegen Insolvenzverschlep-
pung einzuleiten, ohne dass es zuvor der Auswertung der den MiZi zugrundeliegender 
Akten (des Gerichtsvollziehers oder des Vollstreckungsgerichts) bedürfte. 

15 Im Gegensatz dazu bieten MiZi über Insolvenzeröffnung oder Abweisung mangels 
Masse für sich allein regelmäßig noch keinen ausreichenden Anlass, schon zu diesem Zeit-
punkt von Amts wegen ein förmliches Ermittlungsverfahren einzuleiten. Bezieht sich eine 
solche MiZi aber auf einen Insolvenzantrag einer gesetzlichen Krankenkasse, so ist es unab-
hängig von der Rechtsform des Schuldners angezeigt, die IN oder IK-Akten vom Insolvenz-
gericht anzufordern. Gleiches gilt unabhängig vom Antragsteller für die Mitteilung einer 
Insolvenz einer solchen Gesellschaft, bezüglich derer das Unterlassen rechtzeitigen Stellens 
eines Insolvenzantrags strafbar ist.16 

12 Verkannt von Ciolek-Krepold Rn 36. 
13 Ciolek-Krepold Rn 37; sa Weyand Rn 141. 
14 Vgl dazu unten S 7 Rn 15 und $ 11 Rn 58. 
15 Vgl dazu unten § 11 Rn 1. 
16 Vgl dazu untenSURnl . 
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4. Die Grenzen des $ 97 Abs 1 S 3 InsO 

Dass die Insolvenzakten von der Staatsanwaltschaft angefordert werden dürfen, ist unstrei- 1 6 
tig. Was die Staatsanwaltschaft mit ihnen anfangen darf, ist jedoch aufgrund der Verwen-
d u n g s b e s c h r ä n k u n g s r e g e l u n g 1 7 des $ 97 Abs 1 S 3 InsO 1 8 heftig umstritten. 
Das LG Stuttgart 1 9 hält es schon für unzulässig, dass die Staatsanwaltschaft aufgrund des 1 7 
Inhalts der Insolvenzakten ein Ermittlungsverfahren einleitet, wenn dem Insolvenzverfah-
ren ein Eigenantrag des Schuldners zugrunde liegt. Es empfiehlt stattdessen, allein auf-
grund der Tatsache der Abweisung des Insolvenzantrags mangels Masse auf das Vorliegen 
eines Anfangsverdachts der Insolvenzverschleppung zu schließen.2 0 Ein solcher Schluss ist 
nun aber keineswegs zwingend, weil sich bei genauer Prüfung eben doch immer mal wieder 
zeigt, dass zB mangels subjektiven Tatbestands eine Strafbarkeit gem $ 8 4 Abs 1 Nr 2 
GmbHG zu verneinen ist. Richter21 empfiehlt als Konsequenz aus dem zitierten Beschluss 
des LG Stuttgart, Insolvenzakten nur noch als Beiakten zu führen und auf das Fertigen von 
Ablichtungen für die Akten des Ermittlungsverfahrens zu verzichten. Köhler22 hingegen 
wollte ursprünglich $ 9 7 Abs 1 S 3 InsO nur dann eingreifen lassen, wenn die Auskunft nach 
richterlicher Anordnung erteilt worden war. Seine jetzige Ansicht deckt sich jedoch mit der 
hier vertretenen Auffassung. 

Bei genauer Prüfung zeigt sich, dass die Vorschrift des $ 97 Abs 1 S 3 InsO keineswegs so 1 8 
weit reicht, wie va das LG Stuttgart, aber auch Richter und Weyand sie interpretieren.23 Nicht 
verwendbar iS eines Verwertungsverbots m i t u m f a s s e n d e r F e r n w i r k u n g 2 4 sind näm-
lich ebenso ausschließlich wie a u s n a h m s l o s alle Angaben des Schuldners bzw bei Gesell-
schaften ihres Organs (oder ihrer Rechtsvertreter25), die in Erfül lung d e r Auskunfts-
pflicht nach $ 97 Abs 1 S 1 InsO getätigt wurden.26 Alle Pflichtangaben im Zusammenhang 
mit einem E igenantrag , § 15 Abs 2 S 1 InsO, fallen demgegenüber nicht unter § 9 7 Abs 1 S 3 
InsO. Insoweit gilt allerdings ein Verwertungsverbot nach den Grundsätzen des Gemein-
schuldnerbeschlusses des BVerfG.27 Im Unterschied zum Verwendungsverbot des § 97 Abs 1 
S 3 InsO fehlt es beim bloßen Verwertungsverbot an einer Fernwirkung. Falsche Angaben 
und (ganz oder teilweises) Schweigen des Schuldners oder dessen Organs sind sogar un-
eingeschränkt verwendbar.28 Hat nur ein Mitglied eines vertretungsberechtigten Organs 
Angaben gemacht, so sind diese im Verfahren gegen ein anderes Mitglied verwertbar.29 

Aber auch die Fernwirkung des Verwendungsverbots des § 97 Abs 1 S 3 InsO führt lediglich 1 9 
dazu, dass die Staatsanwaltschaft selbst die darunter fallenden Angaben weder unmittelbar 

17 Zum Unterschied zwischen einem Verwertungs- und einem Verwendungsverbot vgl allgemein 
Dencker FS Meyer-Goßner, S 237ff; Hefendehl, wistra 2003, 1, 6, betrachtet beide Begriffe hingegen als 
Synonyme. 
18 M-G/BIBieneck, Rn 76/67 ff, spricht anschaulich, aber nicht ganz zutreffend, vom „Insolvenz-
geheimnis". Anders als zB beim „Sozialgeheimnis" nach §§ 67 ff SGB X schützt nämlich § 97 Abs 1 S 3 
InsO nicht den Inhalt, sondern lediglich eine bestimmte Herkunftsquelle. 
19 wistra 2000,439 f m krit Anm Richter; zust Weyand Rn 143. 
20 Ebenso Richter wistra 2000,1,2 ; Weyand ZInsO 2001,108,109. 
21 Wistra 2000,440. 
22 W β/Köhler, 1. Aufl, Rn 2/528; nunmehr Rn 7/408. 
23 Ähnlich wie hier Hefendehl wistra 2003,1 ff. 
24 Weyand ZInsO 2001,108,109. 
25 M-G/B IBieneck Rn 75/83. 
26 Bittmann/Rudolph wistra 2001,81,84; M-G/B IBieneck Rn 75/81; Uhlenbruch NZI2002,401,405. 
27 BVerfGE 56, 41; wistra 2004, 19; sa NJW 2001, 745 f: Verwertungsverbot hinsichtlich solcher Er-
kenntnisse, welche der Insolvenzverwalter aus der Lektüre der ebenfalls der Postsperre gem § 99 InsO 
unterliegenden Verteidigerpost gewonnen hat; krit dazu Marberth - Kubicki StV 2001,433 ff. 
28 Richter wistra 2000,1,3; M-G/B IBieneck Rn 75/77 f; Bittmann/Rudolph wistra 2001,81,83 f. 
29 M-G/B/Bieneck Rn 75/83. 
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verwerten noch mittelbar als Ansatz zu weiteren Ermittlungen verwenden darf. Sie hat 
dagegen nicht etwa die zusätzliche Bedeutung, dass die im Insolvenzverfahren (auch) 
unter Nutzung der Angaben des Schuldners bzw dessen Organs gewonnenen Erkennt-
nisse für die Staatsanwaltschaft tabu wären.30 Was zB der Verwalter im Insolvenzverfahren 
vom Schuldner bzw dessen Organ erfährt, darf die Staatsanwaltschaft nicht verwenden, 
selbst wenn sie es vom Verwalter mitgeteilt bekommt. Was aber der Verwalter aufgrund der 
Angaben des Schuldners bzw dessen Organs herausfindet, darf die Staatsanwaltschaft un-
eingeschränkt verwenden und verwerten.31 § 97 Abs 1 S 3 InsO normiert keine mittelbare 
Fernwirkung.32 Erkenntnisse, die der Verwalter sowohl aufgrund von unter § 97 Abs 1 S 3 
InsO fallenden Angaben als auch aus anderen, von diesen Angaben unabhängigen Ομεΐΐεη 
gewonnen hat, darf die Staatsanwaltschaft ebenfalls soweit uneingeschränkt nutzen, wie 
gesichert ist, dass sie sich dabei nicht auf die Angaben des Schuldners bzw dessen Organs 
stützt. Die erwähnten unabhängigen Quellen dürfen also im Ermittlungs- und Strafverfah-
ren ohne Einschränkung zu Beweiszwecken genutzt werden.33 

20 Aus diesem Grunde dürfen die Geschäfts- oder sonstige einschlägige Unterlagen34, ins-
bes, soweit sie die Buchführung betreffen, von der Staatsanwaltschaft ohne Einschrän-
kung umfassend ausgewertet werden. Das ist im Ergebnis, wenn auch nicht in der Be-
gründung, einhellige Auffassung. Ob sie zuvor versteckt waren und der Verwalter sie 
schließlich nur aufgrund einer Auskunft des Schuldners oder dessen Organs aufgefunden 
hatte oder ob er zuerst aus gleicher Quelle auf Manipulationen der Buchhaltung oder auf 
unlautere Finanztransaktionen aufmerksam gemacht worden war, spielt selbst dann keine 
Rolle, wenn die Staatsanwaltschaft erst aufgrund einer Aussage des Verwalters auf diesen 
Straftatverdacht aufmerksam wurde. Maßgeblich ist allein, dass die Auskünfte des Schuld-
ners oder die von dessen Organ getätigten Angaben nicht im Ermittlungs- oder Strafverfah-
ren verwendet werden. Führen aber solche Informationen das Insolvenzgericht oder den 
Insolvenzverwalter, ggf auch andere Personen wie zB Gläubiger, zu Erkenntnisquellen 
mit selbständigem Beweiswert, so gibt es für die Strafjustiz keine Verwendungs-
hindernisse. 

21 Der von Hefendehl35 vorgenommenen Differenzierung zwischen der uneingeschränkten Ver-
wertbarkeit von Unterlagen, die der Schuldner aufgrund von handelsrechtlichen Buch-
führungspflichten aufzubewahren hatte, und der Unverwertbarkeit vom Schuldner dem 
Verwalter zugänglich gemachter freiwillig aufbewahrter oder geführter Unterlagen kann 
nicht gefolgt werden. Der Schuldner hat nämlich dem Verwalter, im Insolvenzeröffnungs-
verfahren sogar dem schlichten Gutachter, sämtliche Vermögenswerte offen zu legen. Dazu 
gehören nicht nur die vom Handelsrecht erfassten Buchführungsunterlagen,36 sondern 
auch sämtliche den Vermögensstand betreffende Unterlagen, wie § 283 Abs 1 Nr 6 StGB 
zeigt.37 Das bedeutet aber nicht nur eine Gleichsetzung zwischen Buchhaltungs- und sons-
tigen Unterlagen, sondern auch eine Gleichbehandlung mit sämtlichen herausgabe- oder 
auch nur vorlagepflichtigen Vermögensgegenständen des Schuldners. Es muss daher bei 

30 Hefendehl wistra 2003 ,1 ,8 f. 
31 Ebenso Hefendehl wistra 2 0 0 3 , 1 , 8 f, aber beschränkt auf aufbewahrungspflichtige Buchhaltungs-
unterlagen. 
3Z M-G/B/Bieneck Rn 75/75. 
33 Einzelheiten bei Bittmann/Rudolph wistra 2001, 81, 82ff; ebenso, wenn auch zweifelnd M-G/B/ 
Bieneck Rn 75/79 ff. 
34 Insoweit aA Hefendehl wistra 2003 ,1 ,9 . 
35 Wistra 2003,8 f. 
36 Unstr, vgl zB S/S¡Stree/Heine Rn 3 zu $ 283 StGB. 
37 Vgl auch insoweit S/S¡Stree/Heine Rn 39 zu § 283 StGB. 
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dem Befund38 bleiben, dass sämtliche Vermögensgegenstände mit eigenem Beweiswert im 
Ermittlungs- und Strafverfahren verwertbar sind, auch wenn sie dem Verwalter erst durch 
eine Auskunft des Schuldners oder von dessen Organ bekannt wurden. 
Wollte man anders entscheiden, dann geriete man zudem in unlösbare Auslegungsprob- 22 
lerne hinsichtlich der inhaltlichen Anforderungen an eine „Auskunft": Soll es etwa schon 
zur Unverwertbarkeit führen, wenn der Schuldner dem Verwalter (oder zuvor dem Gut-
achter) die schlichte Auskunft erteilt, er finde zB „alles was er brauche in diesem Schrank" 
und dort Hinweise auf beiseitegeschaffte bzw veruntreute Vermögensgegenstände lagern? 
Dürfen diese Hinweise strafprozessual nur verwendet werden, wenn dem Schuldner oder 
dessen Organ die Brisanz der Unterlagen nicht bewusst war? Oder führt es nur dann zur 
Unverwertbarkeit, wenn die Auskunft die Manipulation ganz konkret bezeichnet? Bejahte 
man ersteres, würde der Insolvenzverwalter als Zeuge nahezu völlig ausscheiden. Letzteren-
falls hätte $ 97 Abs 1 S 3 InsO hingegen fast keinen Anwendungsbereich mehr. Soll die Ver-
wertbarkeit hingegen von der inneren Tatsache des Wissens um die Brisanz der Auskunft 
abhängen, so wäre die Bestimmung kaum mehr justitiabel. Fazit: Es gibt kein sachgerech-
tes, die Anforderungen an das Vorliegen einer „Auskunft" differenzierendes Kriterium! 
Auch dies zeigt, dass jegliche „Auskunft" unverwertbar sein muss, sich die Unverwert-
barkeit aber nicht auf den selbständigen Beweiswert eines jeden Vermögensgegenstands 
des Schuldners, also auch aller Unterlagen, erstrecken kann. 
Die Staatsanwaltschaft muss demzufolge genau prüfen, ob sie Informationen, welche sie 23 
den Insolvenzakten entnimmt, verwenden und verwerten darf. Stimmt der Beschuldigte 
der strafprozessualen Verwendung seiner Angaben aus dem Insolvenzverfahren zu, dann 
besteht für Staatsanwaltschaft und Gerichte keinerlei Einschränkung hinsichtlich der 
Verwertbarkeit. Die Zustimmung ist unwiderruflich.39 Der Beschuldigte kann auch nur 
einen Teil seiner Angaben freigeben. Nicht in seiner Macht steht es hingegen zu bestimmen, 
wofür und gegen wen seine freigegebenen Angaben verwendet werden dürfen.40 

Um die Staatsanwaltschaft aber zunächst einmal überhaupt in die Lage zu versetzen, eine 24 
solche Prüfung tatsächlich durchführen zu können, muss sie die Angaben aus den Insol-
venzakten zur Kenntnis nehmen dürfen. Daran ist sie jedenfalls nicht durch § 97 Abs 1 
S 3 InsO gehindert, normiert diese Vorschrift doch ausschließlich ein Verwendungs- und 
Verwertungs-, nicht aber ein Erhebungsverbot.41 Alles andere wäre auch nicht system-
gerecht, weil es nachgerade widersinnig wäre, der Staatsanwaltschaft mit der Regelung der 
MiZi die Aufgabe zuzuweisen, die Insolvenzakten zu untersuchen, ihr aber gleichzeitig ver-
bieten zu wollen, deren Inhalt zur Kenntnis zu nehmen. 

Die Staatsanwaltschaft darf also auch unter Geltung der InsO die Insolvenzakten wie 25 
nach altem Recht anfordern und auswerten. Sie darf auch aus deren Inhalt den Anfangs-
verdacht bestimmter Insolvenzstraftaten schöpfen. Anders als früher darf sie sich für ihre 
weiteren Ermittlungen aber nicht mehr uneingeschränkt auf den Inhalt der Insol-
venzakten stützen. Sie ist vielmehr gehalten, im Einzelnen zu prüfen, aus welcher Quelle 
der Hinweis auf die mögliche Straftat stammt. 
Darüber kann im Einzelfall schon der Inhalt der Insolvenzakte verlässliche Erkennt- 26 
nisse bieten. Das ist nicht nur dann der Fall, wenn der Verwalter in seinem Gutachten an-

38 Oben Rn 19. 
3 9 M-G/B/Bieneck Rn 75/76. 
4 0 M-G/B/Bí'enrefe Rn 75/76. 
4 1 IE ebenso Deticker FS Meyer-Goßner, S 239, 253, auch 243; ausführlich Hefendehl wistra 2003, 1, 
4 ff; aA Uhlenbruch NZI 2002 , 401 , 404 ; nicht eindeutig jedoch GmbHR 2002, 941, 944 ; Weyand ZInsO 
2 0 0 1 , 1 0 8 , 1 0 9 . 
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führt, dass sich der Schuldner oder dessen Organ ihrer Auskunftspflicht entzogen haben, 
oder darlegt, dass er aufgrund eigener Recherchen auf strafrechtlich relevante Umstände 
wie zB verspätete Bilanzierung oder ab einem bestimmten Zeitpunkt auf nicht mehr ge-
führte Bücher gestoßen ist, sondern auch dann, wenn der Eigenantragsteller die den Tat-
verdacht begründenden Informationen seinem Insolvenzantrag beifügte.42 Diese Angaben 
dürfen zwar aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht unmittelbar verwertet, wohl aber 
als Ermittlungsansätze verwendet werden. 

27 Gibt die Insolvenzakte allein noch keinen Aufschluss über die Verdachtsquelle(n), dann ist 
die Staatsanwaltschaft gehalten, denjenigen zu vernehmen, der den Verdacht im Insol-
venzverfahren aktenkundig gemacht hat. Das kann im Einzelfall ein Gläubiger oder der 
Insolvenzrichter, wird aber regelmäßig der Verwalter gewesen sein. In der Vernehmung ist 
dann die Herkunft der den Verdacht einer Straftat begründenden Information zu eruieren. 
Stammt sie vom Schuldner oder von dessen Organ, ist ferner zu klären, ob es für diese Infor-
mation daneben auch noch eine selbständige Quelle gibt. Nur wenn das der Fall ist, darf die 
Staatsanwaltschaft diese Information verwenden und ihre weiteren Ermittlungen darauf 
stützen. 

28 Der Zwischenschritt zur Klärung der Herkunft einer für die Ermittlungen relevanten Infor-
mation unterbleibt in der Praxis allerdings nur allzu oft. Die Rechtsfolgen eines derartigen 
Verfahrensverstoßes können im Einzelfall gravierend sein und zur Einstellung des Ver-
fahrens führen. Das findet seinen Grund darin, dass § 97 Abs 1 S 3 InsO eben nicht nur ein 
Verwertungs-, sondern ein Verwendungsverbot enthält, die Ermittlungsbehörden also eine 
Auskunft des Schuldners oder dessen Organs demzufolge auch nicht als Basis für weitere 
Ermittlungen benutzen dürfen. 

29 Haben sie sich über dieses Verbot hinweggesetzt, so muss in dem konkreten Stadium, in 
welchem sich das Verfahren gerade befindet, retrospektiv geprüft werden, welche Erkennt-
nisse (Beweismittel, Informationen etc) ohne den Verfahrensverstoß nicht gewonnen wor-
den wären. Dabei kommt es entscheidend auf die Kausalität an. Ebenso wie wenn Polizei 
oder Staatsanwaltschaft willkürlich Gefahr im Verzug annahmen und eine Durchsuchung 
selbst anordneten,43 greift ein Verwertungsverbot nur dann ein, wenn es den Ermittlungs-
organen, ggf auch dem Gericht, nicht möglich gewesen wäre, die benötigten Informationen 
auch in rechtmäßiger Weise zu gewinnen.44 Ergibt die Prüfung, dass der Verfahrensverstoß 
nicht in diesem Sinne kausal für den aktuellen Erkenntnisstand war, muss das Verfahren 
schlicht fortgesetzt werden. Ist die Kausalität nur für bestimmte Beweismittel zu bejahen, 
so dürfen diese weder verwertet noch verwendet werden. Das Verfahren ist unter Beschrän-
kung auf die übrigen, erforderlichenfalls durch ergänzende, auf einwandfreie Weise zu ge-
winnende Quellen fortzusetzen. Die eine Verurteilung tragende gerichtliche Überzeugung 
von der Schuld des Angeklagten muss jedenfalls auf einer Argumentationskette ohne jeg-
lichen Rückgriff auf die erteilte Auskunft beruhen.45 

30 Ergebnis der Prüfung kann aber zB auch sein, dass ohne den Verfahrensverstoß kein hin-
reichender Tatverdacht zu begründen gewesen wäre. Damit wäre also eine gleichwohl ein-
gereichte Anklageschrift nicht zur Hauptverhandlung zugelassen worden. Gelangt das 

42 Vgl dazu bereits oben Rn 18. 
43 Vgl dazu unten Rn 221 ff. 
44 OLG Naumburg, Urteil vom 14 .1 .2004 ,2 Ss 449/03; LG Stuttgart wistra 2000,439f ; aA Hefendehl, 
wistra 2003, 1, 7f, aufgrund einer bereits im Ansatz verfehlten Disziplinierungsüberlegung. Die 
Staatsanwaltschaft ist aber nicht Partei des Strafverfahrens und es gibt keinen Grund, einen Angeklag-
ten von einem Verfahrensfehler über dessen Beseitigung hinaus profitieren zu lassen. 
45 Hefendehl wistra 2003 ,1 ,7 . 
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Gericht zu dieser Einsicht, so hat es das Verfahren einzustellen, außerhalb der Hauptver-
handlung durch Beschluss, innerhalb der Verhandlung durch Prozessurteil, S 260 Abs 3 
StPO. Das Verfahren gelangt damit wieder in das Stadium des Ermittlungsverfahrens 
zurück. Die Staatsanwaltschaft hat nun zu prüfen, ob es noch andere, zulässige Ermitt-
lungsansätze gibt. Ist das nicht der Fall oder führen sie nicht zu einem hinreichenden Tat-
verdacht, so hat sie das Verfahren gem $ 170 Abs 2 StPO einzustellen. 
Dass es zu dieser Problematik außer dem Beschluss des LG Stuttgart keine veröffentlichte 31 
Rspr gibt, obwohl die Prüfung der Herkunft und damit der Verwendbarkeit einer Informa-
tion nicht durchweg mit der rechtlich gebotenen Sorgfalt geschieht, zeigt, dass sich ein sol-
cher Verfahrensverstoß in den meisten Fällen mangels Kausalität nicht auf das Ermittlungs-
ergebnis auswirkte. 

II. Aufnahme der Ermittlungen 

1. Frühzeitige Einstellung nach dem Opportunitätsprinzip 

a) SS 153 Abs 1 und 153a Abs 1 StPO 

Die Bejahung eines Anfangsverdachts zwingt die Staatsanwaltschaft aber nicht in jedem 32 
Fall zu weiteren Ermittlungen. Abhängig vom Sachverhalt kann das Verfahren schon in die-
sem frühen Stadium reif für eine Einstellung nach dem Opportunitätsprinzip (§§ 153 ff 
StPO) sein. Zur Schonung der durchweg knappen Ressourcen empfiehlt es sich, einen sol-
chen Verfahrensabschluss so früh wie möglich zu prüfen. Stellt sich nämlich heraus, dass 
eine Einstellung wegen Geringfügigkeit nach § 153 Abs 1 StPO (zB bei der verspäteten, aber 
vollständigen Nachzahlung der Arbeitnehmeranteile zur Gesamtsozialversicherung, § 266a 
Abs 1 StGB, oder der verspäteten Errichtung einer Bilanz, § 283 Abs 1 Nr 7b oder § 283 Abs 1 
Nr 3b StGB) möglich ist, so ist jede weitere Ermittlung nichts anderes als die Verschwen-
dung von Kapazitäten.46 

Wenn lediglich eine Einstellung gegen Auflagen nach $ 153a Abs 1 StPO angemessen er- 33 
scheint, muss allerdings genau geprüft werden, ob eine derartige Erledigung ohne weitere 
Ermittlungen mit Aussicht auf Erfolg angepeilt werden kann. So sinnvoll das an sich ist, so 
sehr zeigt die Erfahrung, dass manche Beschuldigte, insbes Wirtschaftsstraftäter, die Zu-
stimmung zur Erfüllung von Auflagen in einem frühen Verfahrensstadium nicht zu er-
teilen bereit sind. Dazu ringen sie sich häufig erst durch, wenn sie sich davon überzeugt 
haben, dass sie sich nur auf diese Weise vor unangenehmeren Folgen bewahren können. Die 
Staatsanwaltschaft muss also schon deshalb genau prüfen, ob sie dem Beschuldigten die 
Einstellung nach § 153a Abs 1 StPO anbietet, obwohl ihre Informationsbasis noch nicht 
gesichert ist. 

Verweigert der Beschuldigte die Zustimmung, so kann dies das Verfahren in doppelter 34 
Weise belasten. 
Zum einen ist es zumeist nicht angemessen, einem Beschuldigten, der einmal die Zustim- 35 
mung zu einer solchen Erledigung verweigert hat, ein derartiges Entgegenkommen 
nochmals anzubieten. Wer in Kenntnis seiner Straftaten noch nicht einmal bereit ist, eine 
milde und formlose Ahndung zu akzeptieren, der zeigt regelmäßig, dass er nicht zu seiner 
Verantwortung steht. Dann aber reicht auch die Festsetzung einer unterschwelligen Rechts-
folge regelmäßig nicht mehr aus. Nur in Ausnahmefällen, etwa bei umfänglicher Einlas-
sung mit Hinweisen auf tatsächliche oder rechtliche Zweifel, die vor der Erteilung der Zu-

46 Gleiches gilt für §§ 154 und 154a StPO, vgl dazu unten Rn 38ff. Begrenzter Strafklageverbrauch 
tritt nur nach gerichtlicher Einstellung (§ 153 Abs 2 StPO) ein, BGH NStZ 2 0 0 4 , 2 1 8 ff. 
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stimmungserklärung ausgeräumt werden sollen, kann ein wiederholtes Angebot zur Ein-
stellung des Verfahrens gemäß $ 153a StPO sachgerecht sein. 

36 Zum anderen hängt zwar der Verfahrensabschluss nach $ 153a Abs 1 StPO nicht davon ab, 
dass der Sachverhalt vollständig ermittelt ist. Er sollte aber immerhin soweit aufgeklärt 
sein, dass die Staatsanwaltschaft eine sichere Prognose dahingehend abgeben kann, dass die 
weiteren Ermittlungen zu einem hinreichenden Tatverdacht führen würden. Es ist nämlich 
nicht sachgerecht, bei verweigerter Zustimmung zu einer Einstellung gemäß S 153a Abs 1 
StPO das Verfahren nach § 153 Abs 1 StPO oder gar nach $ 170 Abs 2 StPO einzustellen. Das 
würde den fatalen Eindruck erwecken, dass die Staatsanwaltschaft zurückweiche, wenn sich 
ein Beschuldigter nur als genügend hartnäckig erweise. Die Staatsanwaltschaft muss also 
von vorn herein das Risiko, dass nachträglich der Tatverdacht entfällt oder er sich mini-
miert, so gering wie möglich halten. Die folgenlose Einstellung nach gescheitertem Ver-
such, zu einer Verfahrensbeendigung gemäß $ 153a Abs 1 StPO zu gelangen, darf also nur 
die absolute Ausnahme sein. 

37 So sehr es auch geboten ist, von der Einstellungsmöglichkeit gem § 153a Abs 1 StPO so früh 
wie möglich Gebrauch zu machen, so wird es doch nur höchst selten sachgerecht sein, letzt-
genannten Weg unmittelbar nach Bejahung des Anfangsverdachts zu beschreiten. Ein Aus-
nahmefall kann jedoch zB dann gegeben sein, wenn lediglich Arbeitnehmeranteile zur 
Gesamtsozialversicherung, $ 266a Abs 1 StGB, in einer Höhe von vielleicht 4.000 € unbe-
glichen sind und keine Zweifel am Vorliegen der Leistungsfähigkeit bestehen. 

b) Beschränkung des Verfahrensstoffs, SS 154,154a StPO 

38 Eine Teileinstellung gemäß $ 170 Abs 2 StPO ist zwingend, soweit zwar ein ursprüng-
licher Anfangsverdacht nicht verneint werden kann, dieser aber aufgrund anderer Erkennt-
nisse bereits widerlegt ist. Darüber hinaus sollte aber auch geprüft werden, ob bestimmte 
Verdachtsmomente so gravierend sind, dass die Ermittlungen bereits zu diesem frühen 
Zeitpunkt auf sie konzentriert werden können. Ist das der Fall, so bietet es sich an, das Ver-
fahren sogleich im Übrigen gemäß S 154 Abs 1 StPO vorläufig einzustellen oder die Verfol-
gung auf bestimmte rechtliche Aspekte zu konzentrieren.47 

39 Ein solcher Schritt darf allerdings nicht leichtfertig unternommen werden. Es ist nämlich 
kaum einmal sicher abzusehen, wie sich ein Verfahren entwickelt. Auch wenn der Erkennt-
nisstand noch so eindeutig zu sein scheint, kann nie ganz ausgeschlossen werden, dass eine 
Verurteilung unterbleibt. Das kann auch bezüglich solcher Taten geschehen, auf welche das 
Verfahren konzentriert wurde. Dann müssen die Ermittlungen zu den übrigen Taten wie-
der aufgenommen werden. Daher ist es geboten, von vorn herein grundsätzlich alle Be-
weise zu sichern. Abgesehen werden kann davon ohne Risiko nur dann, wenn wie bei 
Urkunden keine Verschlechterung der Beweisqualität zu befürchten ist. Das gilt aber auch 
nur für den Fall, dass diese Beweismittel sicher aufbewahrt und zugänglich gehalten wer-
den. Weil ein derart schulmäßiges Herangehen den Verfahrensstoff (jedenfalls im Ermitt-
lungsverfahren) nicht sonderlich mindert, vermag die Praxis diesen Anforderungen auf-
grund ihrer permanenten Überlastung allerdings nur zum Teil gerecht zu werden. 

40 Eine frühzeitige Konzentration kann sich auch deshalb als nachteilig erweisen, weil sie 
den übrigen Verfahrensbeteiligten, va dem Gericht und dort insbes den Schöffen, allzu 
leicht ein verkürztes Bild vom tatsächlichen Geschehen vermittelt. Ist nur eine, wenn auch 
schwere Tat angeklagt, so liegt die Assoziation nahe, es habe sich um einen Einzelfall eines 
ansonsten seriösen Angeklagten gehandelt. Häufig verstärkt die Verteidigung diese Sicht-
weise auch noch dadurch, dass sie behauptet, die Einstellung des Verfahrens wegen aller 

47 Wey and Rn 159. 
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übrigen Vorwürfe zeige, dass die Staatsanwaltschaft von Anfang an übertrieben habe und 
sich jetzt nur zur Wahrung des eigenen Gesichts an dem verbliebenen, aber ebenfalls halt-
losen Vorwurf festbeiße. Im Falle nicht geständiger Beschuldigter empfiehlt sich deshalb 
nur ausnahmsweise die Konzentration des Verfahrensstoffs vor der Hauptverhandlung auf 
eine Tat. Um eine Verurteilung in einer Größenordnung zu erlangen, welche den Handlun-
gen des Angeklagten angemessen ist, bedarf es also häufig auch dann einer umfassenden 
Anklageschrift, wenn die Staatsanwaltschaft von vorn herein bereit ist, in einigen Punkten 
nicht auf einer Verurteilung zu bestehen. 

2. Planung der Ermittlungen 

Steht neben dem Anfangsverdacht fest, dass vor einem Verfahrensabschluss noch weitere 41 
Ermittlungen getätigt werden müssen, dann ist deren sorgfältige Planung angezeigt. 
Was zu Beginn der Ermittlungen falsch gemacht wird, lässt sich im späteren Verlauf des Ver-
fahrens selten vollständig korrigieren. Manche Erkenntnisquellen werden mit Bekanntwer-
den der Aufnahme von Ermittlungen ein für alle Mal verschüttet und andere verlieren ganz 
oder teilweise ihren Beweiswert, wenn sie zu spät genutzt werden. Eine ungeschickte Ge-
staltung des Ermittlungsverfahrens kann zu einem unnötig hohen Aufwand führen, der bei 
anderer Handhabung vermeidbar gewesen wäre. 
So sehr es also nötig ist, sich die Ermittlungsschritte detailliert zu überlegen, so schwierig 42 
ist es, die richtige Herangehensweise abstrakt zu beschreiben. In jedem Fall treten mehr 
oder weniger Besonderheiten auf, welche eine Abweichung vom standardisierten Vorgehen 
rechtfertigen können, aber nicht müssen. Gleichwohl gibt es gewisse Aspekte, die zu beach-
ten in der Regel unverzichtbar ist. 
So bietet es sich schon ganz zu Beginn des Verfahrens an, den genauen Verfahrensgegen- 43 
stand in Form eines Aktenvermerks festzuhalten. Er ist aus dem Wust der zahlreichen zur 
Akte gelangten, zum großen Teil allerdings für die strafrechtliche Bewertung völlig un-
wichtigen Informationen akribisch herauszufiltrieren. Wichtig ist dabei, auch die jeweili-
gen Blattzahlen zu notieren, auf welchen sich alle aktenkundigen einschlägigen Informa-
tionen für die jeweilige Tat befinden. Dieser Vermerk zum Verfahrensgegenstand ist bei 
jeder erneuten Befassung mit dem Verfahren fortzuschreiben. Wird die Akte in dieser 
Weise aufbereitet, so erspart sich der Staatsanwalt die Notwendigkeit, den regelmäßig sehr 
umfangreichen Akteninhalt mehrfach komplett durchzulesen. Auch wenn die Akte erst 
nach Monaten erneut zur Bearbeitung ansteht und die Erinnerung an den Sachverhalt 
schon sehr verblasst ist, so bereitet die erneute zügige Einarbeitung in den Verfahrensstoff 
auf der Basis derartiger Vermerke keinen größeren Aufwand. 

a) Aktenaufbau 

Besondere Sorgfalt ist gerade in umfangreichen Verfahren auf den Aktenaufbau48 zu legen. 4 4 
Maßgebliches Ordnungskriterium ist dabei der Grundsatz der Übersichtlichkeit. Wird 
dieser nicht gewahrt, so kann das Verfahren alsbald nicht mehr geführt werden und es ist je-
denfalls ein Suchaufwand unumgänglich, welcher die Mühe ordentlicher Aktenführung 
wesentlich überschreitet. In allen Verfahren wegen Insolvenzdelikten empfiehlt es sich des-
halb, neben den einzelnen chronologisch geordneten sog „Hauptakten" Sonderhefte 
oder -bände49 anzulegen. Bei ihnen handelt es sich um Aktenbestandteile, die einzig dazu 

4 8 Detaillierte Übersicht bei Zeißig wistra 1994 ,295 ; sa ¡anovsky Krim 1 9 9 8 , 3 3 1 , 3 3 6 f . 
49 Der Unterschied zwischen einem Heft und einem Band liegt nur in der Anzahl der darin enthalte-
nen Blätter: Ab B151 wird aus einem Heft ein Band. 
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dienen, die Hauptakten übersichtlich zu halten. In Sonderhefte bzw -bände sind zB die Ab-
lichtungen aller beigezogenen Akten (zB des Handelsregisters und des Insolvenzgerichts50) 
zu nehmen. 

45 Beiakten sind demgegenüber ausschließlich die im Original zur Strafakte gesandten Akten 
anderer Behörden oder anderer Ermittlungs- bzw Strafverfahren. Aus diesem Grunde sind 
sie im Gegensatz etwa zu Sonderheften bzw -bänden nicht Bestandteile der Akten des Ver-
fahrens, zu welchem sie (lediglich) beigezogen sind. 

46 Ablichtungen von beweiserheblichen Unterlagen gehören zweckmäßigerweise eben-
falls nicht in die Hauptakten. Es bietet sich an, dafür spezielle Beweismittelordner anzu-
legen. Der Sache nach handelt es sich zwar auch insoweit um Sonderhefte bzw -bände. Der 
Übersichtlichkeit wegen sollten sie aber konkret wie vorgeschlagen bezeichnet werden. 

47 Nicht nur in Großverfahren, sondern immer auch dann, wenn in einem Verfahren zahl-
reiche Beteiligte und/oder eine Mehrzahl von Firmen eine wesentliche Rolle spielen, ist es 
überdies sinnvoll, auch noch gesonderte Tat- oder Fall-, Personen- und/oder Firmen-
akten anzulegen. Auch dies sind lediglich aus Klarheitsgründen spezifiziert bezeichnete 
Sonderhefte oder -bände. In diese sollten sämtliche sich auf die jeweilige Tat, Person oder 
Firma beziehenden Informationen Eingang finden. Das können zB Ablichtungen von Han-
delsregister· oder Insolvenzakten sein. Dann ersetzen sie die insoweit überflüssigen (unspe-
zifischen) Sonderhefte. Im Bedarfsfall kann bei den Firmenakten noch zusätzlich differen-
ziert werden. So kann es zB hilfreich sein, die für die wirtschaftliche Lage einer Gesellschaft 
maßgeblichen Informationen in einem gesonderten Ordner zusammenzufassen.51 In die 
Personen-, im Bedarfsfall aber auch in die Fall- und Firmenakten gehören auch Ablichtun-
gen von regelmäßig zu den Hauptakten zu nehmenden Vernehmungsniederschriften 
oder jedenfalls von den Teilen solcher, welche sich auf die Tat, Person oder Firma beziehen. 
Dass die Akten bei einem derartigem Aufbau an verschiedenen Stellen inhaltsgleich sind, ist 
unschädlich und der besseren Orientierung wegen hinzunehmen. 

48 Werden die vorgenannten Dokumente ausgegliedert, bestehen die Hauptakten dann im 
Wesentlichen nur aus den den Verfahrensgang dokumentierenden Unterlagen wie Strafan-
zeigen, Ladungen, Vermerken und Vernehmungen. Letztere dürfen aber auch ausschließ-
lich Eingang in eine Personen- oder Firmenakte finden. Allerdings sollte diese Handhabung 
auf die seltenen Fälle beschränkt werden, in welchen sich die Vernehmung ausschließlich 
auf eine Person oder Firma bezieht. 

49 Empfehlenswert ist zudem das Anlegen eines Aktenspiegels und eines Inhaltsverzeich-
nisses jedes Aktenhefts oder -bands einschließlich der Sonderhefte bzw -bände. Aus dem 
Aktenspiegel sollte sich in übersichtlicher Form die Systematik des Aktenaufbaus ergeben. 

50 Dazu gehört auch die Bezeichnung insbes von Personen- und Firmenakten. Sie können zB 
mit „SH P" oder „SH F" gekennzeichnet werden. Jeder einzelnen Person und Firma sollte 
ferner noch zusätzlich eine laufende römische Ziffer zugeordnet werden. Genügt ein Heft 
oder Band nicht, um alle Informationen zu einer Person oder Firma aufzunehmen, so sollte 
die römische Ziffer hinter einem Schrägstrich noch zusätzlich mit einer laufenden arabi-
schen Ziffer versehen werden, also zB „SH ΡIII/2". Anstatt der Chiffrierung kann natürlich 
auch der volle Name verwandt werden, etwa „SH Fa. X/3". Dafür gibt es keine festen Regeln. 
Wesentlich ist allein, dass, wenn nicht generell, dann in jedem Einzelfall klare Regeln fest-
gelegt und konsequent durchgehalten werden. Maßstab ist allein die Wahrung der Über-
sicht. Das nachfolgende Beispiel wurde aus einem Originalfall nur leicht abgewandelt. 

51 Skizze siehe auf den Seiten 14 und 15. 

50 Vgl dazu oben Rn 16 ff, insbes Rn 24. 
51 Zeißig wistra 1994,295,298. 
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b) Akteneinsichtsgesuche 

In größeren Verfahren ist mit einer Vielzahl von Akteneinsichtsgesuchen zu rechnen. 52 
Diese können regelmäßig zu Beginn des Ermittlungsverfahrens nicht erfüllt werden. Ge-
heimhaltungsgründe stehen ebenso entgegen wie die Notwendigkeit, mit den Akten arbei-
ten zu müssen. Zum Teil wird man sich in Ermittlungsverfahren darauf beschränken müs-
sen, die Akten nur dem Verteidiger zur Verfügung zu stellen. Insbes Haftsachen dürfen 
nämlich nicht durch die Gewährung von Akteneinsicht an Dritte (Geschädigte, Versicherer, 
Gläubiger) verzögert werden, vgl Nr 184 RiStBV. Solche Ersuchen müssen häufig bis zum 
Abschluss der Ermittlungen zurückgestellt werden und können dann mit Doppelakten 
erfüllt werden, die zu diesem Zeitpunkt nicht mehr täglich benötigt werden. Damit kein 
Akteneinsichtsgesuch übersehen wird, sollte schon gleich zu Beginn der Ermittlungen eine 
Liste geführt werden, in welcher die Akteneinsichtsgesuche mit Fundstellen notiert wer-
den. Die Liste ist zweckmäßigerweise bei den Handakten aufzubewahren. 
Zu beachten ist ferner, dass nicht alle Aktenteile von jedem eingesehen werden dürfen, der S3 
ein Akteneinsichtsrecht hat. Technische Geschäftsgeheimnisse, aber auch psychologische 
Gutachten bleiben Dritten verschlossen, vgl § 477 Abs 2 StPO; Nr 186 Abs 2 RiStBV. Um 
einen späteren unverhältnismäßig höheren Aufwand durch Prüfung einer Menge von 
Aktenblättern zu vermeiden, sollten die Aktenteile, die nicht der Einsicht Dritter unter-
liegen, entweder von vorn herein gesondert, zB in einem Sonderheft oder -band geführt 
oder zumindest gesondert aufgelistet werden. 

c) Handakten 

Beim Durcharbeiten der Akte kommen dem Staatsanwalt regelmäßig Ideen und Gedanken 54 
zur möglichen weiteren Entwicklung des Verfahrens. Sie müssen in kleineren oder Routine-
fällen nicht schriftlich fixiert werden. Bei darüber hinausgehendem Umfang des Verfahrens 
bietet es sich aber an, diese Einfalle für die spätere Bearbeitung festzuhalten. Das kann auf 
Schmierzetteln oder in Vermerkform geschehen. In keinem Fall gehören diese Notizen 
allerdings zu den Akten. Es handelt sich insoweit um interne Arbeitshilfen, die zu einem 
erheblichen Teil aus Vermutungen bestehen müssen und spekulativer Natur sind. Sie sind 
Teil der staatsanwaltschaftlichen Handakten. 

d) Zusammenarbeit Staatsanwaltschaft/Polizei 

Sorgfältiger Planung bedarf auch die Einschaltung der Polizei in die Ermittlungen wegen 55 
Insolvenzstraftaten. 
Die Polizei hat es in Wirtschaftsstrafsachen allgemein sehr schwer, weil sich die Anforde- 56 
rungen an derartige Ermittlungen doch weitgehend von denjenigen in den übrigen Krimi-
nalitätsfeldern unterscheiden.52 Es sind zahlreiche Unterlagen auszuwerten, also ist viel 
Lesearbeit zu leisten. Das ist in der Tat nicht immer aufregend. Damit die Lektüre für das 
Verfahren einen Erkenntnisgewinn bringt, bedarf es zudem spezifischen Wissens. Krimi-
nalbeamte bedürfen deshalb neben ihrer allgemeinen Ausbildung zusätzlicher Schulungen, 
bevor sie mit Gewinn Verfahren der Wirtschaftskriminalität bearbeiten können. Da die Stel-
len in den (Fach-)Kommissariaten für Wirtschaftsstrafsachen aber nicht höher dotiert sind 
als auf anderen Gebieten, trachten die qualifizierten Wirtschaftskriminalisten verständ-
licherweise nach einer Beförderung auf eine ihren Fähigkeiten entsprechende Stelle. Davon 

5 2 Wagner, Krim 1998 , 659ff , will des Aufwands und der niedrigen Straferwartung wegen (zu Un-
recht!) die Insolvenzdelikte zu Privatklagedelikten herabstufen. Das wäre das Ende des forensischen 
Insolvenzstrafrechts! 
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gibt es in den Wirtschaftsstrafkommissariaten aber nur wenige und die sind zumeist be-
setzt. Das hat allzu häufig zur Folge, dass die nach langer Ausbildung für die Tätigkeit in 
einem Kommissariat für Wirtschaftsstrafsachen qualifizierten Polizeibeamten recht schnell 
auf einen anderweit angesiedelten Beförderungsposten abwandern und ihr Wissen nicht 
zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität einsetzen können.53 

57 Eine solche Abwanderung wirkt sich für die Bearbeitung von Wirtschaftsstrafsachen sehr 
negativ aus. Es werden unnötige Kosten verursacht, weil besser als Polizeibeamte bezahlte 
Staatsanwälte die Arbeit übernehmen müssen, zu welcher die Polizei nicht in der Lage ist. 
Zwar können Ermittlungsverfahren wegen lediglich formeller Insolvenzdelikte häufig von 
den Staatsanwaltschaften allein abgeschlossen werden, ohne dass es des Einsatzes polizei-
licher Hilfe bedürfte. Wird rechtliches Gehör im Wege der Versendung eines Anhörungsbo-
gens gewährt, so entspricht der Verzicht auf den Einsatz der Polizei auch wirtschaftlichem 
Ressourceneinsatz. Hat das Ermittlungsverfahren aber auch noch oder nur andere Delikte 
zum Gegenstand oder erweisen sich die Ermittlungen zur Aufklärung der Formaldelikte zB 
mangels Geständnisses aufwendiger als vorgesehen, so kann auf den Einsatz der Polizei 
nicht verzichtet werden. 

58 Polizeibeamte mit anforderungsgerechter Qualifikation können die meisten Verneh-
mungen selbständig durchführen, die Staatsanwaltschaft auf weitere Ermittlungsan-
sätze hinweisen und ihnen selbständig, sinnvollerweise allerdings in Absprache mit dem 
zuständigen Staatsanwalt, nachgehen. Sachgerechte polizeiliche Zwischenvermerke verset-
zen den Staatsanwalt in die Lage, seiner Sachleitungsbefugnis gerecht zu werden, ohne 
jeden einzelnen Ermittlungsschritt selbst bestimmen oder gar leiten zu müssen. Seine Er-
mittlungsarbeit kann er dann auf die Leitung heikler (zB in einer Rechtsanwaltskanzlei) 
oder besonders wichtiger Durchsuchungen und die Vernehmung solcher Zeugen und Be-
schuldigter konzentrieren, die auf polizeiliche Vorladung nicht erschienen sind oder deren 
Aussagen bedeutende Erkenntnisgewinne versprechen. Auf der Basis eines verlässlichen 
Abschlussvermerks54 vermag der Staatsanwalt zügig seine Abschlussverfügung zu treffen. 
Gute Polizeiarbeit wirkt sich also beschleunigend und qualitätserhöhend aus. 

59 Häufig stehen aber ausreichend qualifizierte Polizeibeamte nicht in genügender Anzahl zur 
Verfügung. Daher ist es von besonderer Wichtigkeit, dass die Staatsanwaltschaft ihre gesetz-
liche Funktion als „Herrin" des Ermittlungsverfahrens in Fällen des Verdachts von Insol-
venzdelikten nicht nur de jure, sondern auch de facto ernst und die Leitungs- und Len-
kungsfunktion tatsächlich übernimmt. Es ist sowohl zum Zwecke der Stoffbegrenzung 
als auch zur Sicherung ebenso zielgerichteter wie umfassender Ermittlungen unumgäng-
lich, dass sie den Polizeibeamten die Entscheidung über Art und Umfang der Ermittlungen 
nicht aus reiner Bequemlichkeit überlässt. Der zuständige Staatsanwalt muss vielmehr 
selbst stetig über den Verfahrensstoff informiert sein, die Richtung der Ermittlungen vor-
geben und die maßgeblichen Entscheidungen selbst treffen und verantworten. Dazu gehört 
es zwingend, auf pauschale Ermittlungsaufträge zu verzichten, und ausschließlich detail-
lierte und konkrete Ermittlungsaufträge zu erteilen.55 

60 Selbst dann, wenn der Staatsanwalt das Glück hat, mit erfahrenen und guten Polizei-
beamten zusammenarbeiten zu können, enthebt ihn dies nicht der Notwendigkeit, seiner 
Führungsfunktion gerecht werden zu müssen. Ein Polizeibeamter kann nämlich auf-
grund seiner Aufgabenstellung nie die forensische Erfahrung haben, wie sie ein in Insol-

53 Ciolek-Krepold R n l l Z . 
54 Er sollte aufgrund der Bescheidungspflichten des $ 171 StPO auch eine Auflistung der Anzeige-
erstatter enthalten, Janovsky Krim 1 9 9 8 , 3 3 1 , 3 3 7 . 
55 Zeißig wistra 1 9 9 4 , 2 9 5 , 2 9 9 . 

1 6 Bittmann 



Informationsbeschaffung der Staatsanwaltschaft und Gestaltung des Ermittlungsverfahrens S 1 

venzverfahren erfolgreicher Staatsanwalt benötigt. Der Polizist hat auch nicht das erforder-
liche juristische Spezialwissen. Bei anforderungsgerechter Qualifikation56 verfügt er aber 
über kriminalistische Erfahrungen, die sich gerade der mit Insolvenzermittlungen noch 
nicht so vertraute Staatsanwalt unbedingt zunutze machen sollte. Es ist häufig die Polizei, 
die wichtige Erkenntnisquellen kennt, über hilfreiche Kontakte verfügt, taktische Hinweise 
erteilen und in anderen Verfahren gewonnene Erfahrungen zur praktischen Handhabung 
fruchtbar machen kann. Diese polizeilichen Fähigkeiten darf der Staatsanwalt keineswegs 
unbeachtet lassen. Seine Kunst besteht gerade darin, sein eigenes und das Potential der 
Polizei optimal zu kombinieren, um auf diese Weise die bestmögliche Aufklärung zu ge-
währleisten.57 

In umfänglichen Verfahren ist eine Arbeitsteilung zwischen Staatsanwalt und Polizei 61 
unumgänglich. Je nach Sachlage muss eine polizeiliche Ermittlungsgruppe oder gar eine 
Sonderkommission gebildet werden. In Komplexverfahren genügt es auch nicht, wenn 
nur ein Staatsanwalt tätig wird. Werden weitere Staatsanwälte zur Bearbeitung einer An-
gelegenheit abgestellt, so sollte allerdings die Gesamtverantwortung gleichwohl bei 
einem allein liegen. Wechselt die Leitung von Verfahren zu Verfahren ab, so dürfte das 
nicht zu aufgrund der Gleichordnung denkbaren statusbedingten Schwierigkeiten führen. 
Bisher gibt es allerdings nur wenige, va wenig ermutigende Erfahrungen mit staatsanwalt-
schaftlicher Gemeinschaftsarbeit. 
Wie erfolgreich gemeinschaftliche Arbeit von Staatsanwaltschaft und Polizei gerade auf 62 
dem Gebiet der Wirtschaftskriminalität und hier speziell bei der Bearbeitung von Ermitt-
lungsverfahren wegen des Verdachts von Insolvenzdelikten sein kann, zeigen die in Stutt-
gart und in Sachsen gebildeten „Wirtschaftsstrafrechtlichen Ermittlungsgruppen 
Staatsanwaltschaft - Polizei", kurz: WESP.58 Zwischen räumlich zusammengeführter 
Staatsanwaltschaft und Polizei wird im Vorhinein festgelegt, worauf man sich in welcher 
Zeit konzentrieren will. Ist ein Umfangsverfahren zu bearbeiten, so werden die vorhande-
nen Kräfte für eine bestimmte Zeit zu dessen Bearbeitung eingesetzt. Auf diese Weise ist es 
möglich, den Aktenumlauf weitestgehend zu vermeiden, Informationen schnellstmöglich 
zu sammeln, die erforderlichen Schlüsse daraus schleunigst zu ziehen und in weitere Er-
mittlungen umzusetzen sowie Erinnerungsverluste (bei Zeugen, aber auch Ermittlern!) zu 
minimieren. Der Verfahrensabschluss ist auf diese Weise viel schneller und mit geringerem 
Aufwand möglich. In Stuttgart vermochte die Zeit zwischen Eingang bei der Staatsanwalt-
schaft und Abschlussverfügung auf phantastische vier Monate gedrückt zu werden.59 Die 
Hauptverhandlung kann auf diese Weise zügiger anberaumt und deshalb mit sachgerechte-
rem Ergebnis beendet werden. Aufgrund der Beschleunigung und wegen des geringeren 
Aufwandes bleibt zudem genügend Raum für zB nach Abschluss eines Großverfahrens 
ebenso konzentriert und kompakt zu führende Ermittlungen in einer Vielzahl kleinerer 
Verfahren. Es ist unverständlich, dass diese eindrucksvollen Erfahrungen kaum Nach-
ahmung an anderen Orten gefunden haben. 

56 Vgl oben Rn 58. 
57 Janovsky Krim 1998,269 f. 
58 Dittrich/Gruhl/Hepp Krim 1998, 713 ff; s auch Ciolek-Krepold Rn 106; BKA-Jahresbericht Wirtschafts-
kriminali tät 2001, S 81 f. 
59 Dittrich/GruhllHepp Krim 1998,713,716. 
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s i 1. Kapitel: Informationsbeschaffung 

III. Allgemeine Informationsquellen 
63 Fußt ein Ermittlungsverfahren nicht auf der Auswertung der Insolvenzakten, wird ihm zu-

meist eine Strafanzeige eines Gläubigers oder einer Krankenkasse zugrunde liegen. Es ist 
dann meist erforderlich, vom Anzeigenden nähere Angaben zu erfragen. Zudem kann es 
wichtige Erkenntnisquellen erschließen, Zivilakten beizuziehen, weil darin nicht nur häu-
fig betrugsrelevante unwahre Tatsachenbehauptungen wiederholt werden,60 sondern der 
Beschuldigte zur Vermeidung des Prozessverlustes regelmäßig Angaben zur Sache macht, 
welche im Ermittlungsverfahren auch dann verwertet werden dürfen, wenn er dort von sei-
nem Schweigerecht Gebrauch macht. 

1. Krankenkassen 

64 Nachfragen sind auch bei anzeigeerstattenden Krankenkassen meist erforderlich, teilen sie 
doch nur höchst selten die erforderlichen Angaben erschöpfend mit. Obwohl sie über die 
Strafbewehrung nicht abgeführter Arbeitnehmeranteile gem § 266a Abs 1 StGB sehr viel 
mit Staatsanwaltschaften zu tun haben, fehlen allzu häufig Angaben zu den Versicherten, 
ihren Beschäftigungszeiten, dem jeweiligen Beitragssatz, zu geringfügig Beschäftigten und 
freiwillig Versicherten, zu Nachzahlungen, Leistungsbestimmungen und Zwangsbeitrei-
bungen. Diese Informationen müssen bei den Kassen dann nachträglich ermittelt werden. 
Das dauert häufig mehrere Monate und ist va deshalb unverständlich, weil es doch meist die 
Kassen sind, welche über die Erteilung von Auflagen an den Beschuldigten, sei es gem 
S 153a StPO, sei es als Bewährungsauflage gem 5 59a Abs 2 Nr 1 oder $ 56b Abs 2 Nr 1 StGB 
von den Aktivitäten der Strafjustiz unmittelbar profitieren. Die Kommunikation mit den 
Krankenkassen hat sich in den letzten Jahren eher verschlechtert als verbessert. Ein wesent-
licher Grund dafür dürfte darin liegen, dass die Gründung von Betriebskrankenkassen er-
leichtert und die Möglichkeit (weitgehend) freien Kassenwechsels geschaffen wurde. Die 
Kassen unterliegen deshalb verstärkter Konkurrenz und in deren Folge verschärftem Spar-
zwang. Der Aufwand für zügige und sorgfältige, die Ermittlungen unterstützende Zuarbeit 
würde sich allerdings aufgrund verstärkter Generalprävention wie erhöhtem individuellen 
Nachzahlungsdruck schnell amortisieren. 

65 Bei den Anfragen nach Beitragsrückständen spielt das sog Sozialgeheimnis, §§ 67 ff SGB X, 
keine Rolle. Einer richterlichen Anordnung zur Übermittlung der erforderlichen Daten 
gem $ 73 Abs 3 SGB X bedarf es deshalb nicht, weil S 73 SGB trotz seiner umfassend erschei-
nenden Überschrift „Übermittlung für die Durchführung eines Strafverfahrens" nur die-
jenigen Fälle erfasst, in denen die die Sozialdaten verwaltende Stelle nicht zugleich Ver-
letzte der in Rede stehenden Straftat ist. Handelt es sich hingegen wie bei S 266a Abs 1 StGB 
um ein Delikt zum Nachteil der Sozialbehörde, dann ist Rechtsgrundlage für die Übermitt-
lung der Sozialdaten ausschließlich § 69 Abs 1 Nr 2 iVm Nr 1 SGB X. Diese Vorschrift macht 
die Auskunft an die Strafjustiz nicht von einer gesonderten richterlichen Anordnung ab-
hängig.61 Strafverfahren iSv $ 69 Abs 1 Nr 2 SGB X ist auch das Ermittlungsverfahren.62 

2. Insolvenzgericht 
66 Neben etwaigen Nachfragen beim Anzeigenden wird die Staatsanwaltschaft in Ermitt-

lungsverfahren, die nicht auf eine MiZi zurückgehen, routinemäßig beim Insolvenz-
gericht nachfragen, ob dort Verfahren anhängig sind oder waren. Die daraufhin übersand-

60 Dazu Janovsky Krim 1998,269,272. 
61 Vgl auch unten Rn 372 ff. 
62 Hardtung NJW1992,211 ,212 ff raN auch zur Gegenauffassung. 
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ten Insolvenzakten sind im gleichen Umfang auswertbar wie nach Übersendung aufgrund 
einer Anforderung nach Erhalt einer MiZi.63 

3. Gerichtsvollzieher 

Beziehen sich die Ermittlungen auf ein Unternehmen, hinsichtlich dessen Trägergesell- 67 
schaft das Unterlassen rechtzeitiger Insolvenzanmeldung strafbar ist,64 müssen neben den 
IN- bzw IK-Akten auch noch die Erkenntnisse des für den Unternehmenssitz zuständigen 
Gerichtsvollziehers zum Ermittlungsverfahren herangezogen werden. Anzufragen ist zu 
diesem Zweck beim Präsidenten oder Direktor des Amtsgerichts, in dessen Bezirk das 
Unternehmen seinen Sitz hat oder hatte, weil er für die Erteilung von Aussagegenehmi-
gungen zuständig ist. Regelmäßig leitet er die staatsanwaltschaftliche Anfrage an den für 
das Unternehmen zuständigen oder zuständig gewesenen Gerichtsvollzieher weiter. Dieser 
fertigt und übersendet entweder eine Aufstellung über die Zwangsvollstreckungsaufträge, 
mit denen er befasst ist oder war, vermerkt dabei Eingangs- und das Datum des Voll-
streckungsversuchs sowie dessen Ergebnis oder übersendet Ablichtungen seiner DR II-Ak-
ten. Ist der Gerichtsvollzieher nicht mehr im Dienst, dann verwaltet das Amtsgericht für die 
Aufbewahrungszeit von 5 Jahren seine Akten und übersendet sie der Staatsanwaltschaft. 
Aus der Aufstellung des Gerichtsvollziehers oder der in Auswertung der DR II-Akten von 
den Ermittlungsbehörden selbst gefertigten Auflistung lässt sich häufig der Zeitpunkt ab-
lesen, ab welchem der Schuldner über keine pfändbare Habe mehr verfügte. Dabei handelt 
es sich regelmäßig um den spätesten Zeitpunkt des Eintritts der Zahlungsunfähigkeit. 

4. Schuldnerverzeichnis 

Regelmäßig ist es in solchen Fällen ferner geboten, dass der Staatsanwalt eine Auskunft aus 68 
dem Schuldnerverzeichnis einholt. Die dort verzeichnete Abgabe einer eidesstattlichen 
Offenbarungsversicherung weist noch eindeutiger als erfolglose Zwangsvollstreckungen 
auf eingetretene Zahlungsunfähigkeit hin. Weist das Schuldnerverzeichnis hingegen 
lediglich den Erlass eines Haftbefehls gem S 901 ZPO gegen den Geschäftsführer aus, so 
besagt das allein noch nichts Verlässliches, weil der Gläubiger evtl vor Abgabe der eidesstatt-
lichen Offenbarungsversicherung, zB zur Abwendung der Vollstreckung des Haftbefehls, 
befriedigt worden sein kann. Eine derartige Zahlung belegt zwar nicht die uneinge-
schränkte Zahlungsfähigkeit, aber eben auch nicht ihr Gegenteil. Es bedarf vielmehr wei-
terer Ermittlungen. 

Die routinemäßige Anforderung aller M-Akten ist hingegen auch bei Prüfung des Vorlie- 69 
gens einer Insolvenzverschleppung nicht erforderlich, weil ihr Inhalt nur einen geringen 
Erkenntnisgewinn verspricht, der über die Ermittlungen bei Gerichtsvollzieher und 
Schuldnerverzeichnis hinausgeht, zumeist aber gegenüber den Antworten auf die Anfragen 
bei den genannten Stellen deutlich weniger aussagekräftig ist.65 Pfändungs- und Überwei-
sungsbeschlüsse besagen ebenso wie gerichtliche Durchsuchungsgestattungen gem § 758 
ZPO für sich nur wenig. Führen solche Schritte zur Zwangsvollstreckung nicht zum Erfolg, 
schließen sich regelmäßig sowieso Ladungen zur Abgabe der eidesstattlichen Offen-
barungsversicherung und/oder Haftbefehlsanträge an. Diese werden aber bereits durch eine 
Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis bekannt. Allein wenn es auf den genauen Zeit-

63 Vgl dazu oben Rn 10 ff. 
64 Vgl dazu unten J 11 Rn 1. 
65 AA Janovsky Krim 1998,269,271 f. 
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